STADT

RODERMARK

Gemeinsam eins

An die Schriftfihrung:  Herr Thomas Kron
Mitglieder Telefon: 06074 911210
E-Mail: thomas.kron@roedermark.de

des Ausschusses flur Bau, Umwelt,
Stadtentwicklung und Energie 11. September 2024

Einladung

Ich lade Sie ein zu der
28. offentlichen Sitzung des Ausschusses fiir Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und
Energie am Mittwoch, 18.09.2024, um 19:30 Uhr.
Sitzungsort: Mehrzweckraum der Halle Urberach, Am Schellbusch 1

Tagesordnung:
TOP 1 BegrufRung und Feststellen der Beschlussfahigkeit

TOP 2 Vortrag: Nachpflanzungskonzept PestalozzistraRe - Neupflanzung von
Baumen in der PestalozzistraRe in Rodermark

TOP 3 Vorhabenbezogener Bebauungsplan A31.1 "Urbanes Gebiet Kapellenstrafie" -
(Stavo Aktueller Sachstand, Vorvertrag vom 17.12.2019, weiteres Vorgehen
TOP14)  vorlage: VO/0242/24

TOP 4 Grundsatzbeschluss "Alte Wache"

(Stavo Vorlage: VO/0241/24
TOP 13)

TOP 5 Anderung/ Erganzung der Zisternensatzung der Stadt Rédermark

(Stavo Vorlage: VO/0239/24
TOP 12)

TOP 6 Berichtsantrag der FDP-Fraktion: Sachstand: Forderprogramme
Vorlage: FDP/0126/24

TOP 7 Neufassung der Gefahrenabwehrverordnung

(Stavo Vorlage: VO/0250/24
TOP 10)




TOP 8

Antrag der FDP-Fraktion: Klimaneutraler Kraftstoff (HVO100) fur die

(Stavo Fahrzeuge der Stadt Rodermark

TOP17)  Vorlage: FDP/0168/24

TOP 9 Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion AL/Die Grunen: Prifung der
(Stavo Maoglichkeiten fur Freiflachenphotovoltaik in Rodermark

TOP18)  vorlage: CAL/0203/24

TOP 10 Antrag der SPD-Fraktion: Anordnung von Tempo 30

(Stavo Vorlage: SPD/0256/24

TOP 19)

TOP 11 Antrag der Fraktion FWR: Einrichtung "Runder Tisch - Griine Mitte"
(Stavo Vorlage: FWR/0258/24

TOP 20)

TOP 12 Antrag der Fraktion FWR: Anderung Richtlinien Férderung von Mini-PV
(Stavo Anlagen ("Balkonkraftwerke")

TOP21)  vorlage: FWR/0259/24

TOP 13 Antrag der FDP-Fraktion: Sicherstellung der Barrierefreiheit (Aufzug) am
(Stavo Bahnhof Ober-Roden

TOP22)  vorlage: FDP/0261/24

TOP 14 Einschlagige Punkte zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung
TOP 15 Mitteilungen und Anfragen

Mit freundlichen Grifien F.d.R.

gez. Florian Brehm gez. Lucia Groh

Stellv. Vorsitz Stellv. Schriftfuhrung



Beschlussvorlage

ZU TAGESORDNUNGSPUNKT NR:

Vorlage-Nr: VO/0242/24
S::(;::lranung AZ: 1/6/1/610-102

Datum: 23.08.2024
Verfasser ~ Pap

Vorhabenbezogener Bebauungsplan A31.1 "Urbanes Gebiet
Kapellenstraf3e” - Aktueller Sachstand, Vorvertrag vom 17.12.2019,
weiteres Vorgehen

Beratungsfolge

Datum Gremium

09.09.2024 Magistrat

18.09.2024 Ausschuss fur Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
19.09.2024 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss
01.10.2024 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rédermark

Sachverhalt/Begriindung:

Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 12.07.2016 auf Antrag des
Vorhabentragers — Grundstlicksgemeinschaft Kapellenstrafie 3-7 Roger Frank, Udo Frank
und Bruno Faust GbR - beschlossen, das Verfahren zur Aufstellung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans/ Vorhaben- und Erschliefdungsplans ,Mischgebiet
Kapellenstrafte” gemaf} § 12 Baugesetzbuch (BauGB) einzuleiten. Aufgrund eines
Vorhabentragerwechsels ist eine erneute Beschlussfassung (Aufstellungsbeschluss)
erforderlich geworden. Die stadtebauliche Grundkonzeption des geplanten Vorhabens,
die dem Beschluss vom 12.07.2016 zugrunde lag, wurde unverandert weiterverfolgt.

Die Stadtverordnetenversammlung hat (daher) in ihrer Sitzung am 19.02.2019 auf
Antrag des Vorhabentrdgers - Frank Immobilien GmbH i.G./ Rodermark - beschlossen,
das Verfahren zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans/ Vorhaben- und
Erschliefungsplans ,Urbanes Gebiet Kapellenstrae” gema & 12 Baugesetzbuch
(BauGB) einzuleiten.

Im Zeitraum vom 13.01. bis 14.02.2020 wurde die frihzeitige Beteiligung der
Offentlichkeit (Unterrichtung/ Erdrterung) gema & 3 Abs. 1 BauGB durchgefiihrt.
Parallel hierzu wurden die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemaf3
§ 4 Abs. 1 BauGB gebeten, sich zur Planung zu aufRern. Der Entwurf des Bebauungsplans
wurde im Zeitraum vom 20.06. bis 22.07.2022 gemaf? & 3 Abs. 2 BauGB offentlich
ausgelegt. Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurden gemaf3 § 4
Abs. 2 BauGB gebeten, zur vorliegenden Planung Stellung zu nehmen.



Das Bebauungsplanverfahren wurde seitdem seitens des Vorhabentragers nicht
weiterverfolgt, es liegt daher noch kein Satzungsbeschluss gemaf3 & 10 Abs. 1 BauGB
vor. Daruber hinaus wurde noch kein Durchfihrungsvertrag zwischen der Stadt
Rodermark und dem Vorhabentrager abgeschlossen.

Aufgrund der vorliegenden Stellungnahmen sowie insbesondere aufgrund der seit der
offentlichen Auslegung verstrichenen Zeit sind die erstellten Planungsgrundlagen und
Gutachten veraltet und muss(t)en aktualisiert sowie veranderten Rahmenbedingen (u.a.
Gewerbegebiet Kapellenstrafie) angepasst werden. Im Anschluss ware eine erneute
Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung durchzufiihren. Sollten sich aus den
eingegangenen Stellungnahmen keine Plananderungen ergeben, konnte im Anschluss
der Durchfihrungsvertrag unterzeichnet sowie der Bebauungsplan als Satzung
beschlossen werden.

Seitens des Vorhabentragers werden die Verzogerungen insbesondere mit den
Unsicherheiten bzw. Verunsicherungen, welche sich durch die Corona-Pandemie sowie
den erschwerten Finanzierungsbedingungen innerhalb des Immobiliensektors
begrindet.

Zweifel an einem Planungsinteresse seitens des Vorhabentragers lassen aber
Informationen bezuglich der geplanten Verauferung der Grundstucke an der
Kapellenstrafie aufkommen. Nach Aussage des Vorhabentragers sei die Finanzierung
des Projekts aber mittlerweile gesichert, ein Verauferungsinteresse bestehe daher nicht
mehr. Seitens des Vorhabentragers wurde zugesagt, zur Sitzung des Bauausschusses am
18.09.2024, einen aktualisierten Projektzeitenplan vorzulegen.

Zwischen der Stadt Rodermark sowie dem Vorhabentrager wurde am 17.12.2019 ein
Vorvertrag (zum Abschluss eines Durchfiihrungsvertrages) abgeschlossen. Innerhalb
dieses Vertrags wurden auch verschiedene Fristen bzgl. des Ablaufs sowie der
Beendigung des Bebauungsplanverfahrens festgelegt. So hatte u.a. der Vorhabentrager
spatestens drei Jahren nach erfolgtem Aufstellungsbeschluss, d.h. spatestens am
19.02.2022, der Stadt die Unterlagen fir Beschlussfassung des Bebauungsplans als
Satzung sowie den von ihm unterzeichneten Durchfiihrungsvertrag vorlegen mussen.
Die Frist hatte einvernehmlich verlangert werden konnen. Ein entsprechender
schriftlicher Antrag hierzu wurden seitens des Vorhabentragers nicht gestellt. Gemaf3 &
7 kann die Stadt von dem Vertrag zurucktreten.

Beschlussvorschlag:

Alternative 1:

Mit dem durch den Vorhabentrager Frank Immobilien GmbH i.G./ Rodermark vorgelegten
Projetzeitenplan besteht Einverstandnis.

§ 3 Abs. 7 des ,Vorvertrages zum Abschluss eines Durchfiihrungsvertrages” vom
17.12.2019 ist dahingehend zu andern, dass als Frist fur die Vorlage aller



Planungsunterlagen sowie des unterzeichneten Durchfihrungsvertrag der 30.06.2025
festgelegt wird, so dass der vorhabenbezogene Bebauungsplan A31.1 ,Urbanes Gebiet
Kapellenstrafte“ noch vor der Sommerpause 2025 als Satzung beschlossen werden
kann.

Alternative 2:

Die Stadt Rodermark, vertreten durch den Magistrat, macht von dem in & 7 des
,vorvertrages zum Abschluss eines Durchfiihrungsvertrages” vom 17.12.2019
vereinbarten Rucktrittsrecht Gebrauch. Die schriftliche Rucktrittserklarung ist dem
Vorhabentrdger Frank Immobilien GmbH i.G./ Rédermark umgehend zuzustellen.

Das Baurecht fur diesen Bereich entspricht weiterhin den Festsetzungen des
Bebauungsplans A11.2 ,Am Friedhof, 2. Anderungsplan®. Sofern ein neues Bauvorhaben
diesen Festsetzungen widerspricht, wird ein neues Verfahren zur Anderung des
Bebauungsplans zur Schaffung des entsprechenden Baurechts erforderlich.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:

Finanzielle Auswirkungen:

Nein

Anlagen

Anlage_01 _A31.1 Zeitschiene_Stand_240903
Anlage 02 _A31.1 Vorvertrag 191217



planungsbiiro fur stadtebau goringer_hoffmann_bauer

Vorhabenbezogener Bebauungsplan / Vorhaben-
und ErschlieBungsplan A 31.1 ,Urbanes Gebiet
Kapellenstral3e*

Ablaufschema / Zeitschiene

Arbeits-
schritte

Bisher erfolgte Arbeitsschritte:

erl.

Aufstellungsbeschluss
gem. 8 2 (1) BauGB

20.02.2019

erl.

Fruhzeitige Beteiligung
der Behdrden (Scoping)
gem. 8 4 (1) BauGB

10.01.2020 bis
10.02.2020

erl.

Fruhzeitige Beteiligung
der Offentlichkeit gem. § 3
(1) BauGB

13.01.2020. bis
14.02.2020

erl.

Beschlussfassung tber die 24.05.2022
eingegangenen

Stellungnahmen

Beschluss zur Beteiligung der
Behdrden und sonstigen
Trager oOffentlicher Belange
sowie zur 6ffentlichen
Auslegung gemaR § 3 (2)
BauGB

Stadtverordnetenversammliung

erl.

15.06.2022. bis
15.07.2022

Beteiligung der Behdrden
gem. § 4 (2) BauGB

erl.

20.06.2022 bis
22.07.2022

Beteiligung der
Offentlichkeit gem. § 3 (2)
BauGB

planungsbuero-fuer-staedtebau.de Seite 1 von 4



Der weitere Zeitplan ist insbesondere abhangig von der Beauftragung und Fertigstellung der
entsprechenden Gutachten sowie der Beschlussfassung durch stadtische Gremien und die
einzelnen Sitzungstermine bzw. auch von inhaltlichen Vorgaben.

Arbeits- . . .
Noch durchzufiihrende Arbeitsschritte:
[ Grundsatzentscheidung
zur Weiterfiihrung der
Planung durch stadtische
Gremien 01.10.2024
Stadtverordnetenversamm
lung
8
bis Anfang Nov.
2025
9 bis Mitte / Ende
Dez. 2025
(4-6 Wochen
nach Erhalt
Verkehrsdaten)
10 Mitte / Ende
Januar .2025
11
Mitte / Ende
Januar .2025
12 bis Mitte Feb.
2025

planungsbuero-fuer-staedtebau.de Seite 2 von 4



planungsbiiro fur stadtebau

13

Beschlussfassung tber
die eingegangenen
Stellungnahmen, den
aktualisierten Planentwurf
sowie den Entwurf des
Durchfiihrungsvertrag,

Beschluss zur erneuten
offentlichen Auslegung
geman § 4a (3) BauGB

14

Beteiligung der Behorden
und Offentlichkeit gem.
§ 4a (3) BauGB (erneute
offentliche Auslegung)

15

16

Beschlussfassung tber
die eingegangenen
Stellungnahmen, den
Planentwurf sowie der
Endfassung des
Durchfiihrungsvertrages,

Satzungsbeschluss
gemaR 8§ 10 (1) BauGB

goringer_hoffmann_bauer

Mitte Marz 2025

bis Mitte / Ende
April 2025

bis Ende April /
Mitte Mai 2025

Juli 2025

planungsbuero-fuer-staedtebau.de
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Arbeits-

el Projekt- und

Ausfiihrungsebene

Zeitschiene

Vorbehaltlich der Rechtsverbindlichkeit des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (unter
Einhaltung der 0.g. Zeitschiene) und vorbehaltlich méglicher Verzégerungen durch
unvorhersehbare Umstande (z.B. Auflagen im Rahmen von Genehmigungen, Einspriiche
Dritter, ....) werden die nachfolgenden Arbeitsschritte und Malinahmen von Seiten des

Vorhabentragers wie folgt terminiert:

1 Gebaudeabriss und
Baufeldraumung

2 Einreichung Bauantrag

3 Baubeginn

4 Baufertigstellung

Stand: 3.09.2024

bis Oktober
2025.

bis Marz

2026.

bis Marz

2027.

bis Oktober
2029.

planungsbiro fur stadtebau
goringer_hoffmann_bauer

im rauhen see 1
64846 grofR-zimmern

telefon (060 71) 493 33
telefax (060 71) 493 59
e-mail info@planung-ghb.de

Auftrags-Nr.: PB90008-P

planungsbuero-fuer-staedtebau.de
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Vorvertrag

zum
Abschluss eines Durchfiihrungsvertrages

zwischen der

Stadt Rodermark
vertreten durch den Magistrat
Dieburger Str. 13 - 17
63322 Rédermark

- nachfolgend ,Stadt“ genannt -
und der

Frank Immobilien GmbH
vertreten durch die Geschaftsfiihrer
Adam-Opel-Strafe 1
63322 Rédermark

- nachfolgend ,Vorhabentrager” genannt -

Praambel

Die Vertragsparteien beabsichtigen gemeinsam die bauplanungsrechtliche Entwicklung des
Areals Kapellenstralle 3 - 7 im Stadtteil Ober-Roden.

Zu diesem Zweck sollen gemaR § 12 BauGB ein vorhabenbezogener Bebauungsplan und ein
Durchfiihrungsvertrag abgeschlossen werden. ‘

In dem vorliegenden Vorvertrag beurkunden beide Vertragsparteien ihren Willen, das Vorha-
bengebiet gemeinsam zu entwickeln. Gleichzeitig legen die Vertragsparteien die Rahmenbe-
dingungen fiir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan und den Durchfithrungsvertrag fest.

Der Vorhabentrager hat mit Schreiben vom 04.02.2019 den Antrag auf Einleitung eines Be-
bauungsplanverfahrens gemaR § 12 Abs. 2 BauGB gestelit. Die Stadtverordnetenversamm-
fung hat in lhrer Sitzung am 20.02.2019 die Einleitung des Verfahrens beschlossen.

§1
Vorhaben

(1) Der Vorhabentrager beabsichtigt die Durchfihrung eines Planverfahrens fur einen
vorhabenbezogenen Bebauungsplan gem. § 12 Abs. 2 BauGB. Der Vorhabentréger ist
bereit, Gber das Vorhaben und die erforderlichen ErschlieBungsmaflnahmen einen mit
der Stadt abgestimmten vorhabenbezogenen Bebauungsplan auf eigene Kosten
auszuarbeiten, den Vorhaben- und ErschlieBungsplan mit den berthrten Tragern
dffentlicher Belange abzustimmen und diesen der Stadt als Bestandteil der Satzung

Seite 1von 6



zur Verfiigung zu stellen und mit der Stadt einen Durchfihrungsvertrag abzuschlie3en.

Das Vorhaben umfasst die Flurstiicke Gemarkung Ober-Roden, Flur 7,
Nrn. 4/4, 5/2, 6/1, 7, 8, 165/1 (tiw.), 193 (tiw.) und 166 (tiw.).

(2) Durch das Aufstellungsverfahren fur den vorhabenbezogenen Bebauungsplan/
Vorhaben- und ErschlieBungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fur
das Vorhaben geschaffen werden. Dieses beinhaltet den Neubau von Wohn- und
Geschaftshausern samt notwendiger Stellplatze auf den o. g. Flursticken in Form
eines mehrfligeligen Gebaudekomplexes, um hier die stadtebauliche Situation - nach
Abbruch der bisher hier bestehenden Gebaude und Anlagen im Hinblick auf den
angrenzenden Friedhof und die Schulnéhe - neu zu ordnen. Die bendtigten Stellplatze
sollen gréRenordnungsmaRig zur Haélfte oberirdisch und in einer Tiefgarage
untergebracht werden. Als Art der baulichen Nutzung soll ein ,Urbanes Gebiet®
festgesetzt werden. : ‘

(3) Den Vertragsparteien ist bekannt, dass die Stadt Uber die Durchfuhrung des
Bauleitplanverfahrens nach pflichtgemaRem Ermessen entscheiden wird und dass ein
Anspruch auf Aufstellung/Anderung eines Bebauungsplans oder gar eines
Bebauungsplans bestimmten Inhaltes auch durch diesen Vertrag nicht begrundet
werden kann.

(4) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan ersetzt hierzu den Bebauungsplan Nr. 11.2
,Am Friedhof, 2. Anderungsplan®, der planungsrechtlich bislang an dieser Stelle die
Eissporthalle bzw. Sporthalle samt zugehdrigen gastronomischen Betrieben und Laden
bzw. Gewerbebetrieben festsetzt. '

(5) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan dient der Innenentwicklung und wird im
beschleunigten Verfahren gemal § 13a BauGB aufgestelit. Die frihzeitige Beteiligung
der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB sowie die frihzeitige Beteiligung der
Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB wird
durchgefuhrt.

(6) Der Regionale Flachennutzungsplan soll gemaR § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege
der Berichtigung durch die Darstellung einer ,Gemischten Bauflache® an Stelle der
bisherigen Darstellung als ,Gewerbliche Bauflache" angepasst werden.

(7) Der Bebauungsplan und das Bauvorhaben werden so konzipiert, dass hinsichtlich der
Larmthematik eine uneingeschrénkte Entwicklungsfahigkeit des geplanten unmittelbar
westlich und nérdlich angrenzenden Gewerbegebiets (gemah
§ 8 Baunutzungsverordnung) méglich ist.

(8) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, innerhalb des Vorhabens vorwiegend
Wohnnutzungen zu errichten, mindestens aber auch 5 % der Bruttogeschossflache
gewerblich (Definition und Kriterien im Sinne des Baurechts) zu nutzen. Der
Vorhabentrager verpflichtet sich  weiterhin, auf mindestens 5 % der
Bruttowohngeschossflache Wohnflachen bereitzustellen, die nach den Richtlinien des
Landes Hessen zur sozialen Mietwohnraumforderung gefordert werden kénnen und
diese als solche zu nutzen/zu vermieten.

Der Vorhabentrager strebt ber das Vorgenannte hinaus an, den Gewerbeanteil auf
bis zu 10 % der Bruttogeschossfliche zu erhdhen - vorausgesetzt, dass ein
entsprechender gewerblicher Bedarf besteht und sich geeignete Gewerbemieter fur
das Vorhaben finden.
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Die VertragsschlieRenden streben fur das Vorhaben bei kieinen Wohnungen (d.h.
vorliegend <60 m?) abweichend von der aktuellen Stellplatzsatzung der Stadt fol-
gende Regelung bezuglich des Stellplatzbedarfes an:

WohnungsgroRen/Stellplatzkennziffer

<60m? = >1,3 (abweichend von Stellplatzsatzung)
>60m? = >1,6 (gemaf Stellplatzsatzung)

Die Bewertung der WohnungsgréRe wirde dabei nach DIN 277 erfolgen. .

In der Anwendung der DIN sollen dabei vorliegend die Balkone und Terrassen bei der
Ermittiung der stellplatzrelevanten GroRe nicht in die Berechnung der Wohnungsgroe
mit einbezogen werden. WohnungsgroRenberechnungen nach anderen Rechtsvor-
schriften in anderen Rechtsmaterien (z.B. im Baurecht oder bei der Férderung von so-
zial geférderten Wohnraum) bleiben davon unberthrt.

Die letztendliche Entscheidung bzgl. Abweichungen von den Regelungen der Stell-
platzsatzung obliegt der Stadtverordnetenversammiung der Stadt Rédermark.

(9) Die weiteren Einzelheiten des Vorhabens ergeben sich ausfolgenden Unterlagen:

e Anlage 1. Entwurf Vorhabenbezogener Bebauungsplan/Vorhaben- und
ErschlieRungsplan ,Urbanes Gebiet Kapellenstrale*, Stand November 2019

§2
Abschluss eines Durchfithrungsvertrags; Durchfiihrung des Verfahrens

(1) Die Vertragsparteien beabsichtigen, einen Du}rchﬁJhrungsvertrag zu dem
vorhabenbezogenen Bebauungsplan ,Kapellenstrale” abzuschlielen.

(2) Uber die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens, Uber den Inhalt des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und den Durchfihrungsvertrag entscheidet die
Stadtverordnetenversammiung nach geltendem Recht. Insoweit erfolgen der
Abschluss dieses Vertrags und sich an diesen anschlieBenden Aufwendungen des
Vorhabentragers auf dessen Risiko.

(3) Dem Vorhabentrager ist bekannt, dass die Stadt den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan gemaR § 12 Abs. 6 BauGB aufheben soll, wenn dieser nicht innerhalb
der im Durchfuhrungsvertrag vereinbarten Fristen ausgefuhrt wird. thm ist ferner
bekannt, dass aus der Aufhebung Anspriiche gegen die Stadt nicht geltend gemacht
werden kénnen. :

(4) Dem Vorhabentrager ist weiterhin bekannt, dass ein Wechsel des Vorhabentragers
geman § 12 Abs. 5 BauGB der Zustimmung der Stadt bedarf. Die Zustimmung darf nur
verweigert werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die
Durchfithrung des Vorhaben- und ErschlieBungsplans innerhalb der vereinbarten Frist
gefahrdet ist.

(5) Voraussetzung fur den Abschluss des Durchfuhrungsvertrages  ist, dass der
Vorhabentrager uneingeschrénkt tber die Grundstiicke im Plangebiet des kiinftigen
vorhabenbezogenen Bebauungsplans verfugen kann. Die ErschlieBung muss
gesichert sein.
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§3
Planungsleistungen

(1) Samtliche Planungsleistungen, Untersuchungen und Gutachten zur Vorbereitung und
Durchfiihrung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans lasst der Vorhabentrager auf
eigene Kosten von qualifizierten Fachburos erstellen. Die Beauftragung der Buros ist
mit der Stadt im Vorfeld abzustimmen.

(2) Die auf Kosten des Vorhabentragers zu erbringenden Leistungen des
Bauleitplanungsbiros umfassen auch die Aufgaben der Verfahrens- und
Projektsteuerung sowie zur Qualitatssicherung gem. Anlage 9 Nr. 3 der
Honorarordnung fur Architekten und Ingenieure (HOAI).

(3) Die Stadt wird dem Vorhabentrager und den von diesen beauftragten Dritten hierzu
alle ihr vorliegenden Unterlagen und Informationen kostenfrei zur Verfligung stellen
und die Planung mit dem Vorhabentrager und den beauftragten Dritten abstimmen. Die
Stadt wird zur jeweiligen Planung jeweils zeitnah nach Vorlage schriftlich Stellung
nehmen. -

(4) Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist mit der Stadt abzusprechen
und nach MaRgabe von deren Vorgaben zu erarbeiten.

(5) Ein erster — mit der Stadt abgestimmter — Vorentwurf des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans als Grundlage der frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3
Abs. 1 BauGB ist der Stadt spatestens ein Jahr nach Aufstellungsbeschluss
vorzulegen.

(6) Der Bebauungsplanentwurf als Grundlage der offentlichen Auslegung nach § 3
Abs. 2 BauGB ist der Stadt einschlieBlich aller Fachplanungen, Gutachten und dem
Durchfihrungsvertragsentwurf nebst Anlagen spatestens zwei Jahre nach
Aufstellungsbeschluss vorzulegen.

(7) Der Bebauungsplanentwurf als Grundlage fur den Satzungsbeschluss nach
§ 10 Abs. 1 BauGB ist der Stadt einschlieRlich aller Fachplanungen, Gutachten und

dem unterzeichneten Durchfiihrungsvertrag nebst Anlagen spatestens drei Jahre nach
Aufstellungsbeschluss vorzulegen.

(8) Alles Nahere regelt der Durchfuhrungsvertrag.

§4
ErschlieRung
(1) Die fur das in § 1 dieses Vertrages naher beschriebene Vorhaben erforderlichen
ErschlieRungsanlagen umfassen neben der inneren Erschlieung auch die Anbindung

und gegebenenfalls Umgestaltung der KapellenstraRe (im Anschlussbereich). Der
Vorhabentrager tragt die diesbeziiglichen Kosten.

(2) Alles Nahere regelt der Durchflihrungsvertrag.
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§5
Rechtsnachfolge

(1) Der Vorhabentrager ist nur mit Zustimmung der Stadt berechtigt, die Durchfuhrung
dieses Vertrages teilweise oder vollstandig einem Dritten zu Uberlassen.

(2) Die Verpflichtungen dieses Vertrages sind etwaigen Rechtsnachfolgern mit der
MaRgabe aufzuerlegen, diese entsprechend weiterzugeben. Eine schriftliche
Erklarung des Rechtsnachfolgers zur Ubernahme aller vertraglichen Verpflichtungen
ist der Stadt vorzulegen.

§6
Bereitstellung von Unterlagen und Kostentragung

(1) Samtliche Unterlagen im Zusammenhang mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans werden der Stadt durch den Vorhabentrager als PDF-Dateien ohne
Einschrankungen oder Verschlisselung sowie in einem offenen Dateiformat (docx, dxf,
dwg) Ubergeben.

(2) Der Vorhabentréger tragt die Herstellungskosten fir die zum Aufstellungs-, Offeniage-
und Satzungsbeschluss sowie gegebenenfalls fiir weitere notwendig werdende
Beschlussvorlagen zu erstellenden Unterlagen und Datentrager.

(3) Der Vorhabentrager tragt die Kosten der Durchfilhrung des Vorhabens nach Ma3gabe
dieses Vertrages und des Durchfiihrungsvertrages.

§7
Riicktrittsrecht der Stadt
(1) Die Stadt ist berechtigt, von diesem Vertrag zuriickzutreten, wenn der Vorhabentrager
die in § 3 Abs. 5 — 7 genannten Unterlagen nicht fristgerecht vorlegt. Die Frist kann

einvernehmlich verlangert werden. Die Ruicktrittserklarung hat schriftlich zu erfolgen.

(2) Im Falle des Riicktritts bleibt die Kostentragungspflicht des Vorhabentragers gem. § 5
unberihrt. Schadensersatzanspriiche des Vorhabentragers gegenuber der Stadt sind
ausgeschlossen.

§8
Vertragsbestandteile

Alle nachstehend aufgefiihrten Anlagen sind wesentliche Bestandteile dieses Vertra-
ges:

e Anlage 1zu § 1 - Entwurf Vorhabenbezogener Bebauungsplan/Vorhaben- und
ErschlieBungsplan ,Urbanes Gebiet Kapellenstrae*, Stand November 2019
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§9
Sonstiges

(1) Vertragsanderungen oder -ergédnzungen bedurfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der
Schriftform, Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Die
Stadt und der Vorhabentrager erhalten je eine Ausfertigung.

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen beruhrt die Wirksamkeit der brigen
Regelungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich,
unwirksame Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des
Vertrages rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. Gleiches gilt fur undurchfilhrbare
Bestimmungen.

(3) Erfullungsort fir alle Leistungen und Gerichtsstand fur beide Vertragsparteien ist
Langen (Hessen).

117 Dez. 2018
Rodermark, dénjﬂsmﬁf{ 015

(’_‘b o

‘Stadt B#egmalk Has”  StadtRodérmark |
Birgermeister™36rg Rotter " Erste Stadtratin Andrea Schilner
Rodermark, den A 342,49 %/

Frank Immbbilien GmbH Frank Ir\n/mobilie?rG'n;]bH

Udo Frank Roger Frank

Anlage
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Stadt Rédermark, Stadtteil J,
Vorhabenbezogener Bebaubiet Kapellenstral3e®

~

Vorhabenbezogener Bebauuflan
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Datengrundiage der améichen Katastardsten dor Geodven / Giriner

Pasnungs- und Baueungs GmbH

281

Friedhof

Frankfurt am Main

Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 und
§12 BauGB

Art dor baulichen Nutrung
Urbanes Gebiet (MU)

Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 und
§ 12 BauGB

Fliiche zum Anpflanzen von Biumen, Striuchem und sonstigen
Bepflanzungen - Laubgehdizhecke

Innerhalb der im Plan festgesetzten Flacha st eine geschlossene
Pflanzung aus einheimischen und standorigerechten Strauchem (z.B.

Gemaf § 12 Abs. 3a BauGB sind nur solche Vorhaben zulassig, zu
deren D sich der im D emat ) nd im Bestand zu
verpllichtet. Entlang der westlichen Plangebietsgrenze st eine mindestens

Anlagen zur Fremdwerbung sind unzulassig.

Ma der baulichen Nutzung

Grundfiachenzahl (GRZ): 05
Geschossfiachenzahl (GFZ):

12
Zahi der Voligeschosse: siehe Eintrag Planbild

Die zulassige Grundfische darf durch die Grundfiachen von Neben-
anlagen im Sinna des § 14 BauNVO, von baulichen Anlagen wie
Gehwege, Zufahrten, Garagen, Carports und Stellplaize sowie von
baulichen Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das
Baugrundstiick lediglich unterbaut wird, bis zu einer Grundfiachenzahi
von 0,9 Oberschritien werden.

Die maximal zulassige Gebaudehdhe betragt:
- bei Gebauden mit 3 Voligeschossen als Hchstmat 14m
- bei Gebauden mit 4 Vollgeschossen als Héchstmaf 7m

Das Maf bezieht sich auf die Oberkante Kanaldeckel Fahrbahn der
Kapellenstraile mit einer Hahe von 144,69 m Gber NormaINull (NN).
Technische Anlagen kénnen die zulassige Gebaudehshe um bis zu
2,0 m Uberschreiten.

2zu emichten. Gebaude mit

einer Lange von Uber 50 m sind zulassig.

Zweireihige, ansonsten eine einreihige Pflanzung anzulegen.

Innechalb der im Plan festgesetzten Flache zum Anpflanzen von
Baumen, Strauchem und sonstigen Bepflanzungen - Laubgehoizhecke
in0 mit der Flache fur Lei

zugunsten der e-netz Sidhessen AG sowie des Zweckverbandes
Wasserversorgung Stad! und Kreis Offenbach (ZWO) sind
ausschlieBlich flachwurzelnde Straucher zu verwenden.

Innerhalb der nicht

Grundstlicksfliche

Planbiid Standorten

standorigerechie Laubbaume (2.B. gemat Vorschiagsliste Il)
anzupflanzen und im Bestand zu unterhalten. Von den festgesetzten
Standorien kann bis zu 5 m abgewichen werden.

Die Einzelbaume sind als Hochstamm, 3x verpflanz1, mit Ballen und
einem Stammumfang von 14 - 16 cm zu pflanzen.

Innerhalb der nicht Uberbaubaren Grundstilcksflache sind an den im
frohs ]

Die festgesetzten Einzelbaume sind auf die gemali Stellplatzsatzung
der Stadi Rodermark

Straucher und Gehtize
]] Stellplatze, oberirdisch
] Behindertenstellplatze, oberirdisch

XX Millsammelanlage

7 Ein-/Ausfahri Tiefgarage

Grenze des raumiichen Geltungsbereiches
des Vorhaben- und Erschlieliungsplanes

MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung ven
Bodon, Natur und Landschaft - Artenschutz

Arbeiten zur Baufeldireimachung sowie der Abbruch von Gebauden
sind aus Griinden des Arenschutzes nur in der Zsit zwischen derm
1. Oktober und dem 23./29. Februar zuldssig.
Im Vorfeld der sowia des isses ist
entlang der westiichen und nordiichen Geltungsbereichsgrenze eir
Amphibienschutzzaun autzustellen. N

sind Nisthitfen fir
Fr di

Zur der
Vogelarten und sind
20 in 4

Uberbaubare Grundsticksfiicha

Die gemat § 23 Abs. 3 BauNVO zulsssig v

der durch darf eine Tiefe von
héchstens 0.5 m nicht Gberschreiten. Ausgenommen ist die Errichtung
von Vordachern, Temassen, Balkonen und Diese sind

e
in fanf Gruppen zu jeweils

Roh Far die Vog i 21 Brutpi

durch den Einbau von Sperfingskoloniehausem in die Fassade der

innerhalb der nicht Gberbaubaren Grundstlicksfiache in einer bis zu3 m
tiafen Zone, jeweils gemessen von der festgesetzten Baugrenze aus,
ulassig.

Fliche fiir Stellplétzo / Flliche fir Tlefgaragen/
Fiicha fir Stellplitze und Tiefgaragen

Die Antage von Stellplatzen und Tiefgaragen ist nur innerhalb der
i in den fir sie
Flachen innerhalb der nicht Uberbaubaren Grundstucksflachen zuldssig.

Innerhalb der festgesetzten ,Flache for Tiefgaragen sowie .Flache fur
Stellplatze und Tiefgaragen* ist auch die Errichtung von Kellerrdumen

und sonstigen 2B, einer oder
eines sowie der i
zulassig.

Die Emichiung von oberirdischen Stelplatzen ist zwingend gemat der in
dem Vorhaben- und ErschiieBlungsplan vorgesehenen Anordnung bzgl.
ihrer Anzahi und Entferung zu den nérdiichen und Gstlichen
Nachbargrenzen vorzunehmen.

Schutz vor

Entlang der im Planbild gekennzeichneten Fassaden ist die Emichtung
von offenen Balkonen und Terassen nicht zulassig. Ausnahmsweise ist
hier die Errichtung von Wintergarten oder verglasten Loggien zuldssig,
wenn diese keine Offnungen aufweisen.

Insekter:

Zur von
sind fir die innerhalb des
lieflic Natrit

Damp!-Ni

unten p
lampen oder LED-Leuchtmittel mit maximal 3.000 Kelvin Farblemp-
eratur, Richtcharakteristik und unter Verwendung volistandig
gekapseller Lampengehause zulassig.

Festsetzungen geméh § 9 Abs. 4 BauGB
i.V.m.§ 91 HBO

Gebiete 1und 2

Stellplitze und Garagen

Die Zahl der herzustellenden Stelipiatze und Garagen bemisst sich
abweichend von der in §  der Satzung Uber die Stellplatzpfiicht sow die
Gestaliung, Grofbe und Zah! der Stellplatze und Garagen, Abstellplate for
Fahmader tnd die Ablosung der Stellplatze fir Kraftfahrzeuge® (In Kzt
seit 14.06.2019) genannten Anzahl wie folgl:

Zahl der Stelpiatze fir Pkw:
~13je Wohnng < 60qm
156 je Wohnung  >=60qm

Verfahrensvermerke

Austellungsbeschiuss
Durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 22.09.2019

Offenlequng

Offentlich ausgelegt in der Zeit vom bis

Beschluss

Als Satzung gem4B § 10 Abs. 1 BauGB von der Stadtverordnetenversammiung
beschlossen am

Paum T Unerschift

Ausfertigung

Die L dieser igung mit dem von der Stadtverordneten-
. !

*Mis ", bestehend aus
S dem Vorhaben- /

ErschlieBungsplan und den textiichen Festsetzungen wird bestattigt.

Das Bebauungsplanverfahren wurde nach den gesetzlichen Bestimmungen

durchgefahrl.

Der vorhabenbezogenen Bebauungsplan / Vorhaben- und ErschlieBungsplan
wird hiermit

Datum Unterschrift

Katasterstand

Stand der Planunterlagen:  07/2016

Bekanntmachung
Der Beschluss des Bebauungsplanes wurde gem4g § 10 Abs. 3 BauGB

mitdem Hinwels auf die Bereithaltung am ortsiblich bekannt
gemachl

bawm " Unlerschilt

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017,
BGBI. |'S.3634

Verordnung Ober die bauliche Nutzung der Grundsticke (Baunutzungsver-
orénung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017,
BGBI. | S. 3786

§5Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 07.03.2005, GVBL. | S. 142

Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
06.06.2018, GVBI. | S. 198

Hessisches Wassergesetz (HWG) in der Fassung der Bekannimachung vom
2112.2010, GVBI. | S. 548

Der 1\ ben- und i

"Urbanes Gebiel Kapellenstrafie™ ersetzl innerhalb seines réumlichen
Gelt i den A 11.2 "Am Friedhof, 2. Anderungs-
plan™inallen seinen Festsetzungen.

Stadt Rédermark
Stadtteil Ober-Roden
Vorhabenbezogener Bebauungsplan /

Vorhaben- und ErschlieBungsplan A 31.1

.Urbanes Gebiet Kapellenstraiie*

= Entwurf -

MaRstab

Auftrags-Nr. : soe ‘ Stand: November 2018

PB90008-P

planungsbiiro fiir stédtebau

géringer_hoffmann_bauer

im rauhen see 1 telefon (060 71) 49333
64846 groR-zimmern telefax 060 71) 493 59
iA. Heintz email  info@planung-ghb.de
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Beschlussvorlage

ZU TAGESORDNUNGSPUNKT NR:

Vorlage-Nr: V0O/0241/24
Sct):(f:lranung AZ: 1/6/1/610-1701

Datum: 22.08.2024
Verfasser ~ Pap

Grundsatzbeschluss "Alte Wache"

Beratungsfolge

Datum Gremium
03.09.2024 Magistrat

18.09.2024 Ausschuss fur Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
19.09.2024 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss

01.10.2024 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rédermark

Sachverhalt/Begriindung:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt R6dermark hat in ihrer Sitzung vom
07.05.2024 einen erweiterten Priifauftrag fur das ,Blirgerhaus Alte Wache" beschlossen.
In Erganzung des Grundsatzbeschlusses vom 29.03.2022 soll unter Einbeziehung der
Flache des Volksbankparkplatzes gepruft werden, ob das Raumprogramm um ein
Ganztagsbetreuungsangebot fir Grundschiler erweitert werden kann. In diesem
Zusammenhang sollten zudem Maglichkeiten untersucht werden, ob mittels

einer Teilniederlegung im Bereich der Westseite des Bestandsgebaude der erforderliche
Raum fir eine winschenswerte Verbreiterung des Strafdenraums - und damit fur eine
Erhohung der Verkehrssicherheit - geschaffen werden kann.

Gemaf? Beschluss sind die Ergebnisse des Prufauftrags dem Magistrat zur Beratung
vorzulegen. Anschlieend soll die Beratung in einer gemeinsamen Sondersitzung des
HFW und BUSE stattfinden. Im Anschluss wird der Magistrat bevollmachtigt, den
abschliefienden Beschluss zu fassen.

Die wesentlichen Ergebnisse der bautechnischen Priifung des Bestandsgebaudes der
,ehem. Feuerwehr” lauten:

— aus statischer Sicht ist eine Teilniederlegung nicht moglich ist, bzw. mit einem
unvertretbar hohen Aufwand zur Sicherung des Restgebaudes verbunden;

— im Rahmen einer orientierenden Untersuchung wurden schadstoffhaltige Bauteile
im gesamten Gebdude nachgewiesen — Asbest, KMF (kunstliche Mineralfasern), PAK
(polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe), PCB (polychlorierte Biphenyle),
EOX (extrahierbare organisch gebundene Halogene), Holzschutzmittel,
Schwermetalle, HBCD (Hexabromcyclododecan);

— der Keller des Gebaudes ist durchfeuchtet sowie aufgrund des fehlenden zweiten
Rettungswegs nicht mehr nutzbar (bereits bekannt).



Generell bedingt die Umnutzung eines bestehenden Gebaudes Einschrankungen bzgl.
der Umsetzbarkeit eines neuen bzw. ,gebaudefremden® Raumprogramms -
insbesondere aufgrund von ,baulichen Vorgaben®, wie z.B. tragende Wande,
Stltzenraster.

Aus stadt- und verkehrsplanerischer Sicht ware es absolut wiinschenswert, sogar
zwingend erforderlich, die verkehrstechnische Engstelle an der Westseite des
derzeitigen Bestandsgebaudes zu beseitigen. Aufgrund der geplanten bzw. zukunftig
geanderten Verkehrsfuhrung durch die vorgesehene Schliefdung des Rathausplatzes fur
den motorisierten Verkehr (vgl. Grundsatzbeschluss v. 29.03.2022) wird sich die
Verkehrsfrequenz insbesondere in den Zeiten der Hol- und Bringverkehre signifikant
erhdhen.

Aufgrund der gebaudetechnischen sowie stadt- und verkehrsplanerischen
Rahmenbedingungen ist es daher zielgerichteter, das geplante Raumprogramm im
Rahmen eines (kompletten) Neubaus der ,Alten Wache” zu realisieren.

Die Eckpunkte des Raumprogramms mit einer Gesamtflache von 1.402m? (1.219m?
Nettogrundflache zzgl. 15% Konstruktionsflache) umfassen:

— 410m? Mensa (Annahme: 400 Schiilerinnen/ Schiiler, drei Schichten): Speiseraum,
Regenerierkiche sowie weitere Nebenraume wie Lagerflachen, Personalraume, WC,
Buro ...

— 425m? Schulkindbetreuung (Annahme: 85% der zu bekostigenden Schiilerinnen/
Schaler, zusatzliche Nutzung der bestehenden Schulraume der Trinkbornschule am
Nachmittag): Betreuungsraume unterschiedlicher Grofde einschlieilich offene
Betreuungsflachen, Anmeldung sowie Biro Betreuungsleitung, Personalraum
Betreuungskrafte, Nebenflachen, Lagerraume, WC-Anlage ...

— 182m? Vereine/ Offentlichkeit: drei multifunktional nutzbare Gemeinbedarfsrdume
(Schulungsraum, Vereine, Senioren, VdK...) einschlief3lich Neben- bzw.
Lagerraumen, ggf. separate WC-Anlage, Vereinskliche (da geplant ist, den
Speiseraum/ Mensa auch fir ,auBerschulische” Nutzungen zur Verfligung zu stellen,
ist eine weitere bzw. separate Kuche erforderlich)

— 202m? ,sonstige Flichen®: Verkehrsflachen, Technik ...

In dem Raumprogramm nicht mehr enthalten ist ein Sitzungssaal fir die politischen
Gremien der Stadt Rodermark. Aufgrund der erforderlichen GroRe, insbesondere auch
der Raumhohe ist es (nahezu) unmaoglich, diesen in das dargestellte Raumprogramm zu
integrieren. Es ware ein drittes Vollgeschoss erforderlich, wodurch die Baukosten
dramatisch ansteigen wurden.

Sachstand Volksbankparkplatz
Die Abstimmung mit der Volksbank bzgl. eines ,Fldachentauschs® (formal handelt es sich

um zwei Kaufvertrage) sind sehr weit fortgeschritten. Eine erste Befassung in den
zustandigen Gremien der Volksbank hat bereits stattgefunden - mit positivem Ergebnis.



Die abschlieRende Beschlussfassung Uber die Kaufvertrage ist fur November 2024
vorgesehen.

Baukosten/ Finanzierung/ Fordermittel

Gemaf3 einer ersten Uberschlagigen Schatzung der Baukosten betragen diese ca. 8,8
Mio. Euro (brutto). Darin enthalten sind bereits die Abrisskosten fir das
Bestandsgebaude sowie ein Risikozuschlag in Hohe von 15 Prozent.

Nach erfolgter (Vor-)Abstimmung mit dem Fordermittelgeber ist festzuhalten, dass eine
Forderung der Baukosten fur die Flachenanteile bzw. Raume der Ganztagsbetreuung aus
Mitteln der Stadtebauforderung (,Wachstum und nachhaltige Erneuerung®/ ehem.
,Stadtumbau in Hessen®) ausscheidet. Als Ersatz hierfiir wurde aber seitens des Kreises
Offenbach eine Beteiligung an den Baukosten in Hohe von 50 Prozent zugesagt. Ein
entsprechender Beschluss des Kreistags liegt vor.

Eine Forderung der Baukosten fur die multifunktional nutzbaren Raume (Vereine,
Senioren, VdK...) konnte wiederum uber Mittel der Stadtebauforderung erfolgen. Details
konnen erst nach Vorliegen einer hinreichend aussagekraftigen Planung abschliefend
geklart werden.

Weitere Klarungs- bzw. Handlungsbedarfe/ nachste Schritte - insbesondere:

— Ausschreibung/ Vergabe der Architekten- und Fachplanerleistungen, Klarung des
Umgangs mit bestehenden Vertragen

— Ersatzstandorte Mobilfunkanlagen

— Heizung Biicherei (bisher gemeinsame Heizungsanlage Biicherei und ,Alte Wache")

Aufgrund des Endes des Forderzeitraums Stadtebauforderung im Jahr 2031 ist ein
zeitnaher Start des freiraumplanerischen Wettbewerbs ,funktionale Mitte“ zwingend
erforderlich. Die Grunde liegen in den gegenseitigen Abhangigkeiten bzgl. der
baulichen Realisierung der ,Alten Wache" sowie den einzelnen Bauabschnitten der
Freiflachen des ,funktionalen Ortskerns® begriindet. Fiir die Grundflachen der ,Alten
Wache" sowie des ,Jagerhauses” miissen daher Annahmen bzw. ,Naherungswerte”
zugrunde gelegt werden.

Beschlussvorschlag:

Mit dem Sachstandsbericht der Verwaltung sowie der Kommunalen Betriebe Rodermark
besteht Einverstandnis.

Die ,ehem. Feuerwehr” Ober-Roden soll in Ganze niedergelegt und durch einen
multifunktional nutzbaren Neubau mit den Hauptbestandteilen ,Ganztagsbetreuung®
(Mensa, Schulkindbetreuung) sowie ,Gemeinbedarfsraume” (Vereine, Offentlichkeit)
ersetzt werden.



Ein Sitzungssaal fur politische Gremien der Stadt Rodermark ist kein Bestandteil des
Raumprogramms.

Der Teilabschnitt der Dieburger StraBe westlich der ,ehem. Feuerwehr” soll verbreitert
werden.

Die Planung fiir die ,Alte Wache® sowie die Kostenberechnung ist nach Abschluss der

Leistungsphase 3 (Entwurfsplanung) in einer gemeinsamen Sitzung des BUSE und HFW
vorzustellen.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:

Finanzielle Auswirkungen:

Nein

Anlagen

Anlage_01_Raumprogramm_240822
Anlage 02 Baufeld Alte Wache 240821




NEUBAU TRINKBRUNNENSTRASSE 10, RODERMARK

RAUMPROGRAMM
Mensa Schulkindbetreuung Vereine / Offentlichkeit Sonstige Flachen
410m? 425m? 182m? 202m?
Mensa Kiiche Personal Schulkinder Personal Schulungsraum Senioren VvdK Vereinskiiche
240m? 90m? 20m? 310m? 75m? 49m? 73m? 20m? 40m*
v
Windfang
Mensa - 4 S 20m?
Spe?:::aal Kiche Biiro Raunkﬁlzgnroﬁ/ Biiro Leitung Schulungsraum Senioren m
200m? a2m? 9m? Rl 25m? 45m? o
Beh. WC (EG)
9m?
. Ausgabe Umkleide
Verkehrsflache 15m? 6m? OIS Personalraum Technik Teekiiche
40m? Betreuungsfl. 50m? P 6m? i
Bom2 u m ut Technik
S 40m?
Spiilkiiche wC u
2
12m? 2m Biiro
Betreuung Abstellraum
Kﬁhlz&zelle Putzmizttel Putzmittel 15m? 10m?
6m 3m 4m?
Getranke Beh. WC Verkehrsfl.
5m2 Lager 7' P 111m?
6m? m
Trockenl
roclgr::zager Leergutlager / Biotonne
12m?
Ranzenlager /
WC Anlagen EG WC Anlagen OG
Stuhllager A0m? 2
20m? m » 30m
" _ 2 . " O 2
Nettogrundflache — 1.219 m? zzgl. Konstruktionsflache (15%) = 1.402 m Baufenster neu (Hr. Papp): EG: 34,25 x 20,00 M =685,00m?

OG: 34,25 x 23,00 M = 787,75 m?
= Gesamt 1.472,75 m?




NEUBAU TRINKBRUNNENSTRASSE 10, RODERMARK
RAUMPROGRAMM — Geschosszuordnung

Mensa Schulkindbetreuung Vereine / Offentlichkeit Sonstige Flachen
410m? 425m? 182m? 202m?
Mensa Kiche Personal Schulkinder Personal Schulungsraum Senioren VdK Vereinskiiche
240m? 90m? 20m? 310m? 75m? 49m? 73m? 20m? 40m*
\ 4
Windfang
Mensa - 5 : ~ 20m?
Speisesaal Kuche Biro Raumegrofi/ Biiro Leitung Schulungsraum Senioren
" 42m? 9m? Klein 25m? 45m? raum
200m? m m 275m? 45m2
Beh. WC (EG)
9m?
. Ausgabe Umkleide
Verkehrsflache 15m? 6m? Offene Personalraum Technik Teekiiche
40m?2 Betreuungsfl. 50m? am? 6m? )
35m? m m m Technik
L 40m?
Spulkiche wC
2 2
12m 2m Biiro
Betreuung Abstellraum
Kihlzelle Putzmittel ) 15m? 10m?
6m? 3m? Putzmittel
4m?
Getranke Beh. WC Verkehrffl.
5m? Lager 7m? 111m
6m?
Trockenlager .
10m? Leergutlager / Biotonne
12m?
Ranzenlager/
Stuhllager WC Anlagen EG WC Anlagen 0G
20m 40m? < > 30m?
OBERGESCHOSS

ERDGESCHOSS

= 685m? (inkl. Verkehrsflache / Konstruktionsflache) = 717m? (inkl. Verkehrsflache / Konstruktionsflache)




SOAVESTETA LT LT VL -E
adtebaulich

Gebaudegrundflache (max.)

EG: 34,25 x 20,00 m = 685,00 m?
OG: 34,25 x 23,00 m = 787,75 m?

Geschossflachen (max.) = 1.472,75 m?




Beschlussvorlage

ZU TAGESORDNUNGSPUNKT NR:

Vorlage-Nr: VO/0239/24

S::(;::lranung AZ: 1/6/1/611-00
Datum: 20.08.2024

Verfasser ~ Pap

Anderung/ Ergidnzung der Zisternensatzung der Stadt R6dermark

Beratungsfolge

Datum Gremium
03.09.2024 Magistrat

18.09.2024 Ausschuss fur Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
19.09.2024 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss
01.10.2024 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rédermark

Sachverhalt/Begriindung:

Am 05.12.2023 wurde die Zisternensatzung der Stadt Rédermark durch die
Stadtverordnetenversammlung beschlossen. Zur Ermittlung der korrekten
gebuhrenpflichtigen Abwassermenge - im Fall der Verwendung des
Niederschlagswassers innerhalb von Gebauden zur Toilettenspulung und zur
Textilwasche gemafd & 3 Abs. 1 Nr. 3 der Zisternensatzung - ist eine Erganzung der
notwendigen Anlagenbestandteile um einen (zusatzlichen) Frischwasserzahler sowie
einen Brauchwasserzahler erforderlich.

Gemafd § 26 Abs. 1 Satz 1 der Entwasserungssatzung (EWS) stellt der
Frischwasserverbrauch den Gebuhrenmafdstab fur das Einleiten hauslichen
Schmutzwassers in die Abwasseranlage dar. Der gebuhrenpflichtiger
Frischwasserverbrauch setzt sich aus den Abwassermengen zusammen, welche aus
offentlichen Wasserversorgungsanlagen und/ oder zur Verwendung als Brauchwasser
aus anderen Anlagen (z.B. Zisternen) und Gewassern entnommen werden (§ 27 Abs. 1
EWS).

Aufgrund der Nutzung des Niederschlagswassers zur Toilettenspulung sowie zur
Textilwasche wird das gesammelte Niederschlagswasser zu Brauchwasser. Die Menge
wird Uber Brauchwasserzahler gemessen bzw. ermittelt. Der zusatzliche
Frischwasserzahler ,vor” der Zisterne ist zur Ermittlung des nachgespeisten Trink- bzw.
Frischwassers notwendig. Dadurch wird verhindert, dass dieses Frischwasser zweifach
angerechnet wird. Zum einen Uber die gemessene Frischwasserentnahme, zum anderen
uber den Brauchwasserverbrauch aus der Zisterne. Durch die Nachspeisung von
Frischwasser in die Zisterne wird dieses ebenfalls zu Brauchwasser.



Beschlussvorschlag:

Mit dem Sachstandsbericht der Verwaltung besteht Einverstandnis.

Die 1. Satzung zur Anderung der Zisternensatzung wird gemaf beigefligtem Entwurf
beschlossen.

Die Satzung ist ortstiblich bekanntzumachen.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:

Finanzielle Auswirkungen:

Nein

Anlagen

Anlage_01 Zisternensatzung_Synopse
Anlage_02_Anderungssatzung



Zisternensatzung der Stadt Rédermark
—15.12.2023 —

Zisternensatzung der Stadt Rédermark

— Ergénzung/ Anderung 2024 —

Bemerkungen/ Erlauterungen/

rechtliche Grundlagen

Aufgrund der 88 5 und 51 der Hessischen Gemein-
deordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. Mérz 2005 (GVBI. | S.142), zuletzt ge-
andert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.
Februar 2023 (GVBI. S. 90, 93), und § 37 Abs. 4 des
Hessischen Wassergesetzes (HWG) vom 14. Dezem-
ber 2010 (GVBI. | S. 548), zuletzt geédndert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 28. Juni 2023 (GVBI. S.
473, 475), hat die Stadtverordnetenversammlung
der Stadt Rodermark in ihrer Sitzung am
05.12.2023 die folgende Satzung beschlossen:

Aufgrund der 88 5 und 51 der Hessischen Gemein-
deordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. Mérz 2005 (GVBI. | S.142), zuletzt ge-
andert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.
Februar 2023 (GVBI. S. 90, 93), und § 37 Abs. 4 des
Hessischen Wassergesetzes (HWG) vom 14. Dezem-
ber 2010 (GVBI. | S. 548), zuletzt geédndert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 28. Juni 2023 (GVBI. S.
473, 475), hat die Stadtverordnetenversammlung
der Stadt Rodermark in ihrer Sitzung am

die folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Ziele der Satzung

§ 1 Ziele der Satzung

Ziel dieser Satzung ist die Schonung des Wasser-
haushaltes und die Entlastung von Abwasseranla-
gen durch die Errichtung von Niederschlagswas-
sernutzungsanlagen.

Ziel dieser Satzung ist die Schonung des Wasser-
haushaltes und die Entlastung von Abwasseranla-
gen durch die Errichtung von Niederschlagswas-
sernutzungsanlagen.

§2 Geltungsbereich

§2 Geltungsbereich

Die Satzung gilt fir das gesamte Gebiet der Stadt
Rodermark. Abweichende Festsetzungen in Bebau-
ungsplanen und 6rtlichen Bauvorschriften bleiben
unberdhrt.

Die Satzung gilt fir das gesamte Gebiet der Stadt
Rodermark. Abweichende Festsetzungen in Bebau-
ungsplanen und 6rtlichen Bauvorschriften bleiben
unberihrt, auf die Entwésserungssatzung der Stadt
Rodermark in ihrer jeweils geltenden Fassung wird
verwiesen.

Verweis auf Entwasserungssatzung, in welcher wei-
tergehende Ausfuhrungen, insbesondere bzgl. Ab-
wasser- bzw. Benutzungsgebuihren enthalten sind.




§3 Begriffsbhestimmungen

§3 Begriffsbestimmungen

(1) Niederschlagswassernutzungsanlage

Die Niederschlagswassernutzungsanlage ist eine
Anlage zur Sammlung, Speicherung und Nutzung
des Niederschlagswassers von Auffangflachen. Die
Anlage besteht mindestens aus

1. Anlagenbestandteilen zur Sammlung des Nieder-
schlagswassers: Dachrinne, Fallrohr, Filter, Zisterne,
Notuberlauf mit Anschluss an Versickerungsanlage,
sofern dies nicht moglich ist, ein Anschluss an die
Kanalisation,

2. Anlagenbestandteilen zur Gartenbewésserung
bzw. der Bewdsserung von Griinanlagen: Ver-
brauchs-/ Zapfstellen und

3. Anlagenbestandteilen zur Verwendung des Nie-
derschlagswassers innerhalb von Geb&auden zur Toi-
lettenspiilung und zur Textilwésche: Anlagensteue-
rung, Vorrichtung zur Nachspeisung von
Trinkwasser, Betriebswasserpumpe und Be-
triebswasserleitungen.

(1) Niederschlagswassernutzungsanlage

Die Niederschlagswassernutzungsanlage ist eine
Anlage zur Sammlung, Speicherung und Nutzung
des Niederschlagswassers von Auffangflachen. Die
Anlage besteht mindestens aus

1. Anlagenbestandteilen zur Sammlung des Nieder-
schlagswassers: Dachrinne, Fallrohr, Filter, Zisterne,
Notuberlauf mit Anschluss an Versickerungsanlage,
sofern dies nicht moglich ist, ein Anschluss an die
Kanalisation,

2. Anlagenbestandteilen zur Gartenbewésserung
bzw. der Bewdsserung von Griinanlagen: Ver-
brauchs-/ Zapfstellen und

3. Anlagenbestandteilen zur Verwendung des Nie-
derschlagswassers innerhalb von Gebauden zur Toi-
lettenspiilung und zur Textilwésche: Anlagensteue-
rung, Vorrichtung zur Nachspeisung von
Trinkwasser einschliellich (zusatzlichem) Frisch-
wasserzahler, Brauchwasserzahler, Brauchwasser-
pumpe und Brauchwasserleitungen.

Gemal} § 26 Abs. 1 Satz 1 der Entwasserungssat-
zung (EWS) stellt der Frischwasserverbrauch den
Gebuhrenmalf3stab fir das Einleiten hauslichen
Schmutzwassers in die Abwasseranlage dar. Der ge-
bihrenpflichtiger Frischwasserverbrauch setzt sich
aus den Abwassermengen zusammen, welche aus
offentlichen Wasserversorgungsanlagen und/ oder
zur Verwendung als Brauchwasser aus anderen An-
lagen (z.B. Zisternen) und Gewassern entnommen
werden (§ 27 Abs. 1 EWS).

Aufgrund der Nutzung des Niederschlagswassers

zur Toilettenspilung sowie zur Textilwésche wird
das gesammelte Niederschlagswasser zu Brauch-
wasser. Die Menge wird Uber Brauchwasserzéhler
gemessen bzw. ermittelt.

Der zusatzliche Frischwasserzéhler ,vor“ der Zis-
terne ist zur Ermittlung des nachgespeisten Trink-
bzw. Frischwassers notwendig. Dadurch wird ver-
hindert, dass dieses Frischwasser zweifach ange-
rechnet wird — zum einen Uber die gemessene
Frischwasserentnahme, zum anderen Gber den
Brauchwasserverbrauch aus der Zisterne. Durch die
Nachspeisung von Frischwasser in die Zisterne wird
dieses ebenfalls zu Brauchwasser.

Anpassung an die innerhalb der Entwasserungssat-
zung verwendete Terminologie. Dort wird aus-
schlie3lich der Begriff ,,Brauchwasser” verwendet.

(2) Zisterne

(2) Zisterne




Eine Zisterne ist ein fest installierter Behalter, der
zur Speicherung von Niederschlagswasser dient.
Zisternen werden in der Regel als Erd- oder Kel-
lertanks errichtet, um aus hygienischen Griinden
eine kuhle und dunkle Lagerung des Wassers zu ge-
waéhrleisten.

Eine Zisterne ist ein fest installierter Behalter, der
zur Speicherung von Niederschlagswasser dient.
Zisternen werden in der Regel als Erd- oder Kel-
lertanks errichtet, um aus hygienischen Griinden
eine kihle und dunkle Lagerung des Wassers zu ge-
waéhrleisten.

(3) Auffangflache

Die Auffangflache ist die Dachflache als senkrechte
Projektion der Oberflache eines Geb&audes oder Ge-
baudeteils, auf der Niederschlagswasser anfallt.
Flachen mit einer vegetationsfahigen Substratauf-
lage von mindestens 6 cm Stérke (Grindacher) zéh-
len nicht zu den Auffangflachen.

(3) Auffangflache

Die Auffangflache ist die Dachflache als senkrechte
Projektion der Oberflache eines Geb&audes oder Ge-
baudeteils, auf der Niederschlagswasser anfallt.
Flachen mit einer vegetationsfahigen Substratauf-
lage von mindestens 6 cm Stérke (Grindacher) zéh-
len nicht zu den Auffangflachen.

(4) Betriebswasser

Betriebswasser (umgangssprachlich: Brauchwasser)
ist Wasser, das keine Trinkwasserqualitét erfordert.
Die Anforderungen an die Qualitat des Betriebswas-
sers werden durch die jeweilige Anwendung be-
stimmt.

(4) Brauchwasser

Brauchwasser oder auch Betriebswasser ist Wasser,
das keine Trinkwasserqualitat erfordert. Die Anfor-
derungen an die Qualitat werden durch die jewei-
lige Anwendung bestimmt.

Anpassung an die innerhalb der Entwasserungssat-
zung verwendete Terminologie. Dort wird aus-
schlie3lich der Begriff ,,Brauchwasser” verwendet.

§ 4 Herstellungspflicht

§ 4 Herstellungspflicht

(1) Im Gebiet der Stadt Rodermark hat jede Ver-
pflichtete und jeder Verpflichtete (Bauherrschaft)
bei der Ausfuhrung ihres Bauvorhabens eine Nie-
derschlagswassernutzungsanlage nach Mal3gabe
von § 3 Abs. 1 dieser Satzung zu errichten, sofern
ein Gebaude oder Gebaudeteil mit einer neuen Auf-
fangflache von mehr als 50 m2 errichtet wird.

Die Pflicht zur Herstellung bezieht sich ausschliel3-
lich auf den neu angebauten Teil der baulichen An-
lage und nicht auf das bisherige Bestandsgeb&ude.

(1) Im Gebiet der Stadt Rodermark hat jede Ver-
pflichtete und jeder Verpflichtete (Bauherrschaft)
bei der Ausfuhrung ihres Bauvorhabens eine Nie-
derschlagswassernutzungsanlage nach Mal3gabe
von § 3 Abs. 1 dieser Satzung zu errichten, sofern
ein Gebaude oder Gebaudeteil mit einer neuen Auf-
fangflache von mehr als 50 m2 errichtet wird.

Die Pflicht zur Herstellung bezieht sich ausschliel3-
lich auf den neu angebauten Teil der baulichen An-
lage und nicht auf das bisherige Bestandsgeb&ude.




(2) Die Anzeigepflicht bei Nutzung des Betriebswas-
sers im Haushalt gem. Trinkwasserverordnung
(TrinkwV) ist zu beachten. Des Weiteren sind die
besonderen Anforderungen an Nichttrinkwasseran-
lagen nach der TrinkwV zu beachten.

(2) Die Anzeigepflicht bei Nutzung des Betriebswas-
sers im Haushalt gem. Trinkwasserverordnung
(TrinkwV) ist zu beachten. Des Weiteren sind die
besonderen Anforderungen an Nichttrinkwasseran-
lagen nach der TrinkwV zu beachten.

§ 5 Aufnahmen und Befreiungen

§ 5 Aufnahmen und Befreiungen

(1) Die Herstellungspflicht fur die Anlagenbestand-
teile zur Verwendung des Niederschlagswassers in-
nerhalb von Geb&uden gem. § 3 Abs. 1 Satz 3 ent-
fallt, wenn im neu errichteten Geb&ude oder
Gebaudeteil kein Anschluss von Toiletten und Tex-
tilwaschmaschinen vorgesehen ist.

(1) Die Herstellungspflicht fir die Anlagenbestand-
teile zur Verwendung des Niederschlagswassers in-
nerhalb von Geb&uden gem. § 3 Abs. 1 Nr. 3 ent-
fallt, wenn im neu errichteten Geb&ude oder
Gebaudeteil kein Anschluss von Toiletten und Tex-
tilwaschmaschinen vorgesehen ist.

Korrektur

(2) Auf Antrag kann der Magistrat der Stadt Réder-
mark eine Befreiung von der Herstellungspflicht er-
teilen, wenn die Herstellung rechtlich oder tatséach-
lich unmgglich ist oder aus anderen Griinden im
konkreten Einzelfall unzumutbar ist. Der Antrag ist
schriftlich zu begriinden.

(2) Auf Antrag kann der Magistrat der Stadt Réder-
mark eine Befreiung von der Herstellungspflicht er-
teilen, wenn die Herstellung rechtlich oder tatséach-
lich unmgglich ist oder aus anderen Griinden im
konkreten Einzelfall unzumutbar ist. Der Antrag ist
schriftlich zu begriinden.

§ 6 Bemessungsvorschriften

§ 6 Bemessungsvorschriften

Die MindestgroRRe des nutzbaren Zisternenvolu-
mens betragt 40 Liter pro m2 angeschlossene Auf-
fangflache im Sinne von § 3 Abs. 3.

Die MindestgroRRe des nutzbaren Zisternenvolu-
mens betragt 40 Liter pro m2 angeschlossene Auf-
fangflache im Sinne von § 3 Abs. 3.

§ 7 Bau und Unterhaltung

§ 7 Bau und Unterhaltung




(1) Die Niederschlagswassernutzungsanlage muss
in ihrer Ausfuhrung den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik entsprechen.

(1) Die Niederschlagswassernutzungsanlage muss
in ihrer Ausfuhrung den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik entsprechen.

(2) Die Niederschlagswassernutzungsanlage ist ord-
nungsgeman zu unterhalten.

(2) Die Niederschlagswassernutzungsanlage ist ord-
nungsgeman zu unterhalten.

§ 8 Ordnungswidrigkeiten

§ 8 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder
fahrlassig

a. entgegen § 4 Abs. 1 der Herstellungspflicht nicht
nachkommt,

b. das in § 6 festgelegte Mindestvolumen unter-
schreitet,

c. § 7 Abs. 1 zuwiderhandelt oder

d. der in § 7 Abs. 2 festgelegten Unterhaltungs-
pflicht nicht nachkommt.

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder
fahrlassig

a. entgegen § 4 Abs. 1 der Herstellungspflicht nicht
nachkommt,

b. das in § 6 festgelegte Mindestvolumen unter-
schreitet,

c. § 7 Abs. 1 zuwiderhandelt oder

d. der in § 7 Abs. 2 festgelegten Unterhaltungs-
pflicht nicht nachkommt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
bufRe bis zu 10.000 € geahndet werden.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
bulRe bis zu 10.000 € geahndet werden.

(3) Das Gesetz tiber Ordnungswidrigkeiten (OWiG)
findet in seiner jeweils gultigen Fassung Anwen-
dung.

(3) Das Gesetz tiber Ordnungswidrigkeiten (OWiG)
findet in seiner jeweils gultigen Fassung Anwen-
dung.

(4) Die zustandige Verwaltungsbehorde im Sinne
des § 36 Abs. 1Nr. 1 OWIG ist der Magistrat der
Stadt Rodermark.

(4) Die zustandige Verwaltungsbehorde im Sinne
des § 36 Abs. 1Nr. 1 OWIG ist der Magistrat der
Stadt Rodermark.

8 9 Inkrafttreten

8 9 Inkrafttreten




Diese Satzung tritt am Tage nach Vollendung ihrer
offentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Diese Satzung tritt am Tage nach Vollendung ihrer
offentlichen Bekanntmachung in Kraft.
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Aufgrund der &8 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 7. Mdrz 2005 (GVBL. | S.142), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 16. Februar 2023 (GVBL. S. 90, 93), und & 37 Abs. 4 des Hessischen
Wassergesetzes (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBL. | S. 548), zuletzt geandert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 28. Juni 2023 (GVBL. S. 473, 475), hat die Stadtverordnetenversammlung der
Stadt Rodermark in ihrer Sitzung am die folgende

1. Satzung zur Anderung der Zisternensatzung
beschlossen.
Artikel |

§ 2 .Geltungsbereich® erhalt die folgende Fassung:

§2 Geltungsbereich

Die Satzung gilt fiir das gesamte Gebiet der Stadt R6dermark.

Abweichende Festsetzungen in Bebauungsplanen und ortlichen Bauvorschriften bleiben
unberihrt; auf die Entwdsserungssatzung der Stadt Rédermark in ihrer jeweils geltenden
Fassung wird verwiesen.

& 3 Begriffsbestimmung” wird wie folgt geandert:

§3 Begriffsbestimmungen

(1) Niederschlagswassernutzungsanlage

Die Niederschlagswassernutzungsanlage ist eine Anlage zur Sammlung, Speicherung und

Nutzung des Niederschlagswassers von Auffangflachen. Die Anlage besteht mindestens aus

1. Anlagenbestandteilen zur Sammlung des Niederschlagswassers: Dachrinne, Fallrohr,
Filter, Zisterne, Notliberlauf mit Anschluss an Versickerungsanlage, sofern dies nicht
moglich ist, ein Anschluss an die Kanalisation,

2. Anlagenbestandteilen zur Gartenbewasserung bzw. der Bewasserung von Grinanlagen:
Verbrauchs-/ Zapfstellen und

3. Anlagenbestandteilen zur Verwendung des Niederschlagswassers innerhalb von
Gebaduden zur Toilettenspllung und zur Textilwasche: Anlagensteuerung, Vorrichtung
zur Nachspeisung von Trinkwasser einschlieBlich (zusatzlichem) Frischwasserzahler,
Brauchwasserzahler, Brauchwasserpumpe und Brauchwasserleitungen.

(2) Zisterne
Eine Zisterne ist ein fest installierter Behalter, der zur Speicherung von
Niederschlagswasser dient. Zisternen werden in der Regel als Erd- oder Kellertanks
errichtet, um aus hygienischen Grinden eine kihle und dunkle Lagerung des Wassers zu
gewabhrleisten.
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Auffangflache
Die Auffangflache ist die Dachflache als senkrechte Projektion der Oberflache eines

Gebaudes oder Gebaudeteils, auf der Niederschlagswasser anfallt. Flachen mit einer
vegetationsfahigen Substratauflage von mindestens 6 cm Starke (Griindacher) zahlen nicht
zu den Auffangflachen.

Brauchwasser
Brauchwasser oder auch Betriebswasser ist Wasser, das keine Trinkwasserqualitat erfordert.
Die Anforderungen an die Qualitat werden durch die jeweilige Anwendung bestimmt.

LAusnahmen und Befreiungen® wird in Abs. 1 gedndert:

§ 5 Ausnahmen und Befreiungen

Die Herstellungspflicht fur die Anlagenbestandteile zur Verwendung des
Niederschlagswassers innerhalb von Gebauden gem. & 3 Abs. 1 Nr. 3 entfallt, wenn im neu
errichteten Gebaude oder Gebdudeteil kein Anschluss von Toiletten und
Textilwaschmaschinen vorgesehen ist.

Artikel Il

Diese ,1. Satzung zur Anderung der Zisternensatzung" tritt gemaf & 7 der Hauptsatzung der
Stadt Rédermark am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Ausfertigungsvermerk:

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlissen der
Stadtverordnetenversammlung dbereinstimmt und dass die flr die Rechtswirksamkeit
mafigebenden Verfahrensvorschriften eingehalten wurden.

Rédermark, ]DATUM]

Der Magistrat der
Stadt Rodermark

Jorg Rotter
Blrgermeister



Antrag

ZU TAGESORDNUNGSPUNKT NR:

Vorlage-Nr: FDP/0126/24

Freie
Demokraten

RMT;'::: FDP Verfasser:  Dr. Rucﬁger Werner,
Sebastian Donners

Datum: 13.05.2024

Antrag der FDP-Fraktion: Sachstand: Forderprogramme (Berichtsantrag)

Beratungsfolge

Datum Gremium

26.06.2024 Ausschuss fir Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
18.09.2024 Ausschuss fur Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie

Sachverhalt/Begriindung:

Die Forderprogramme zum Stadtumbau in Hessen sind fur die stadtebauliche
Entwicklung der Stadt Rodermark von zentraler Bedeutung und zugleich eine grofde
Chance.

Am 28.03.2017 hat die Stadtverordnetenversammlung die Erstellung eines ,Integrierten
Stadtebaulichen Entwicklungskonzepts (ISEK)“ beschlossen. Am 08.11.2017 wurde die
Stadt Rodermark in das Stadtebauférderprogramm ,Stadtumbau in Hessen”
(Gesamtmaftnahme/ Fordergebiet ,Ortskern Ober-Roden”) aufgenommen. Am
01.12.2017 wurde die Stadt Rodermark in das Stadtebauforderprogramm ,,Zukunft
Stadtgriin® (Gesamtmafinahme/ Fordergebiet ,Urberach-Nord“) aufgenommen. Der
Entwurf des ISEK wurde in der BUSE-Sitzung am 28.11.2018 vorgestellt.

Uber die ersten Férderantrage fir das Projektjahr 2019 wurde in der
Stadtverordnetenversammlung am 19.02.2019 abgestimmt (VO/0038/19 Bund-Lander-
Programm "Stadtumbau in Hessen"/ GesamtmaRnahme "Ortskern Ober-Roden”;
Forderantrag fur das Programmjahr 2019) und VO/0039/19 Bund-Lander-Programm
"Zukunft Stadtgrin’/ Gesamtmafnahme "Urberach-Nord"; Forderantrag fur das
Programmjahr 2019. Dies war das einzige Mal, dass die Stadtverordnetenversammlung
solch einen Beschluss gefasst hat.

Am 29.04.2019 wurde schliefdlich das ISEK beschlossen (VO/0089/19 Stadtumbau in
Hessen/ GesamtmaRnahme "Ortskern Ober-Roden”, Zukunft Stadtgrin/
Gesamtmafinahme "Urberach -Nord" Beschluss des "Integrierten Stadtebaulichen
Entwicklungskonzepts" (ISEK) gemaf} § 171 b Abs.2 Baugesetzbuch). Im ISEK sind 39
Einzelmafinahmen fur das Projekt Stadtumbau Ortskern Ober-Roden und 22
Einzelmafinahmen fur das Projekt Zukunft Stadtgrin Urberach-Nord aufgefuhrt.



Seit der Erstellung des ISEK sind bereits 5 Jahre vergangen, in denen es diverse
Veranderungen gab. Es wurde geprift, verworfen, neue Ideen sowie Entwicklungen und
Erkenntnisse wurden aufgenommen. In den 5 Jahren haben sich viele Gremien mit den
Forderprogrammen beschaftigt: Steuerungsgruppen, lokale Partnerschaften, die
Kommission Leitbild und Stadtentwicklung und in Teilen auch die
Stadtverordnetenversammlung, wobei letztere bedauerlicherweise wenig
Detailinformationen zu den einzelnen Manahmen erhalten hat. Vielmehr wurden
Grundsatzbeschlisse gefasst (z.B. Funktionaler Ortskern, JUZ), es wurden Planungen
vorgestellt (z.B. Freizeitgelande hinter dem Badehaus, Park am Entenweiher),
Prufergebnisse mitgeteilt (z.B. Unterfihrung fur Fuf3ganger und Radfahrer, Jagerhaus),
Anreizprogramme beschlossen.

Was den Biirger/-innen sowie den Stadtverordneten fehlt, ist eine Ubersicht tiber den
Stand der Planungen. Welche der 61 Mafinahmen aus dem ISEK sind mittlerweile
abgeschlossen, welche wurden aus welchen Griinden verworfen und/oder gedndert, was
ist der aktuelle Planungsstand der anderen Mafinahmen, welche Mainahmen sind
hinzugekommen oder wurden erweitert?

Fir welche Mafinahmen wurde wann wie viel Geld bewilligt und bis wann mussen diese
Fordergelder ausgegeben werden? Wie sieht der aktuelle Zeitplan aus? Fur welche
Mafinahmen stehen im Haushalt 2024/2025 Mittel zur Verfligung, welche Mafinahmen
stehen unter Finanzierungsvorbehalt?

Nach 5 Jahren ist es objektiv angezeigt beziehungsweise an der Zeit, der
Stadtverordnetenversammlung und damit auch der Offentlichkeit einen ausfiihrlichen
Sachstands-Zwischenbericht zu geben.

Berichtsantrag:

Der Magistrat wird beauftragt, moglichst noch vor der Sommerpause 2024 zu einem
BUSE-Fachausschuss den aktuellen Stand der Umsetzung der MaRnahmen aus dem
ISEK schriftlich vorzulegen, damit alle Fraktionen die Moglichkeit haben, im
Fachausschuss dazu (Nach-)Fragen zu stellen.

Ausgangspunkt fur den vorstehend genannten, schriftlichen Bericht des Magistrates
sollen die MaRnahmenblatter der 61 im ISEK beschriebenen MaRnahmen sein:

1. Wie ist der aktuelle Stand der jeweiligen MaRnahme?
a. Wurde sie abgeschlossen?
b. Wurde sie verandert? Wurde sie verworfen? Warum wurden sie
verandert/verworfen?
c. Welche Fordermittel wurden genehmigt? Wann muissen diese verausgabt
sein?
d. Welche Haushaltsmittel stehen im Haushalt 2024/2025 zur Verfigung?
2. Welche Mafinahmen sind neu hinzugekommen?
a. Welche Fordermittel wurden genehmigt? Wann muissen diese verausgabt
sein?
b. Welche Haushaltsmittel stehen im Haushalt 2024/2025 zur Verfugung?
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Neufassung der Gefahrenabwehrverordnung

Beratungsfolge

Datum Gremium

09.09.2024 Magistrat

18.09.2024 Ausschuss fur Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
19.09.2024 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss
01.10.2024 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rédermark

Sachverhalt/Begriindung:

Die Stadt Rodermark besitzt eine Gefahrenabwehrverordnung, die von der
Stadtverordnetenversammlung am 18. Mai 2004 beschlossen wurde.

Die Gefahrenabwehrverordnung soll im Rahmen einer Neufassung an die aktuellen
Anforderungen in Rodermark angepasst werden.

Grundsatzlich ermachtigt & 74 des Hessischen Gesetzes uber die offentliche Sicherheit
und Ordnung (HSOG) die Kommunen fur ihr Gebiet Gefahrenabwehrverordnungen zu
erlassen. Diese mussen von der Gemeindevertretung beschlossen werden.

Die Gefahrenabwehrverordnungen durfen keine Bestimmungen enthalten, die in
Widerspruch zu den Gefahrenabwehrverordnungen der Ministerinnen und der Minister,
des Regierungsprasidiums oder des Landkreises stehen.

Von Seiten der Kommunalen Spitzenverbande werden keine Muster-
Gefahrenabwehrverordnungen zur Verfiigung gestellt.

Nach & 71 HSOG soll die Gefahrenabwehrverordnung Gebote und Verbote enthalten, die
fur eine unbestimmte Anzahl von Fallen an eine unbestimmte Anzahl von Personen
gerichtet und die zur Gefahrenabwehr erforderlich sind. Somit dient diese der
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung auf und an offentlichen
Strafden, offentlichen Anlagen und offentlichen Einrichtungen im Gebiet der Stadt
Rodermark.

Auf dieser Grundlage wurden, in Absprache mit den betroffenen Fachdiensten, die
bestehenden Regelungen Uberarbeitet und angepasst.

In § 1 ,Geltungsbereich® wurde die Definition der 6ffentlichen Anlagen aktualisiert.



In Anlehnung an die Festsetzungen der hessischen Hundeverordnung sowie in Bezug
auf die Satzung Uber die Leinenpflicht fir Hunde wahrend der Brut- und Setzzeit wurde
die Festsetzungen in & 2 ,Aufsicht iber Tiere” Uiberarbeitet.

Die Regelungen zu den Kinderspielplatzen (§ 4), Bolzplatzen und Spielparks (&8 5) sowie
neu zum Skatepark (8 5a) wurden an die bestehenden Anforderungen angepasst.
Wichtig erscheint der Hinweis auf die Kennzeichnung der o6ffentlichen Anlagen vor Ort
sowie auf die an den Platzen angebrachten Benutzungsregelungen.

Im & 8 ,Abfall und Sammelgut” gab es kleine Anpassungen in der Formulierung.
Ebenso wurde das in & 9 Abs. 1 ausgesprochen Alkohol- und Rauchverbot auf die
Spielpark und den Skatepark ausgeweitet.

Von der Aufnahme eines Waffenverbotes flur die in & 1 Abs. 3 definierten offentlichen

Anlagen muss aufgrund mangelnder rechtlicher Zustandigkeiten abgeraten werden.

Wichtig erscheint weiterhin die Anpassung von & 10 ,Grillen und offenes Feuer”. In den
offentlichen Anlagen nimmt das Grillen an nicht dafur ausgewiesenen Stellen zu.

Durchgangig mussen weiterfuhrend die in & 15 aufgefuhrten Ordnungswidrigkeiten
angepasst werden.

Beschlussvorschlag:

Die Neufassung der Gefahrenabwehrverordnung wird gemaf’ dem beigefligten Entwurf
beschlossen.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:

Finanzielle Auswirkungen:

Nein

Anlagen
- Synopse zur Gegeniiberstellung der geplanten Anderungen

- Entwurf der Neufassung der Gefahrenabwehrverordnung



Gefahrenabwehrverordnung der Stadt Rodermark
- aktuelle Fassung -

Gefahrenabwehrverordnung der Stadt Rodermark
- geplante Neufassung -

Gefahrenabwehrverordnung der Stadt Rédermark

Gefahrenabwehrverordnung der Stadt Rodermark im Sinne der 88 71 - 80
HSOG uber die Aufrechterhaltung der offentlichen Sicherheit und Ordnung
auf und an den offentlichen StraRen, Griin- und Spielanlagen der Stadt
Rédermark.

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rodermark hat in Ihrer Sit-
zung vom 18. Mai 2004 aufgrund der &8 71, 74, 77 und 78 des Hessischen
Gesetzes Uber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) folgende Ge-
fahrenabwehrverordnung beschlossen:

§1
Geltungsbereich

(1) Die Gefahrenabwehrverordnung gilt fir alle 6ffentlichen Strafien, of-
fentlichen Anlagen und o6ffentlichen Einrichtungen im Bereich der
Stadt Rodermark.

(2) Offentliche StraRen im Sinne dieser Gefahrenabwehrverordnung sind
alle StraRRen, Wege und Platze, die dem o6ffentlichen Verkehr gewid-
met sind, auf denen ein tatsachlicher 6ffentlicher Verkehr stattfindet
oder fir die ein Sondernutzungsrecht der Stadt Rodermark besteht. Zu
den offentlichen StraRRen gehdren insbesondere auch Fahrbahnen,
Randstreifen, Haltestellen, Haltebuchten, Flachenbereiche der Warte-
hauschen, FuRgangerunterfihrungen, Durchlasse, Briicken, Tunnel,

Gefahrenabwehrverordnung der Stadt Rédermark

Aufgrund der 88 71, 74 75 Abs. 1 und 77 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes
uber die offentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der Fassung vom
14.01.2005 (GVBL. | 2005, Seite 14) zuletzt geandert durch Art. 4 des Ge-
setzes vom 29.06.2023 (GVBL. S. 456, 471) sowie & 9 Abs. 2 Nr. 2 der Ge-
fahrenabwehrverordnung uber das Halten und Fiuhren von Hunden (Hun-
deVO) in der Fassung vom 22.01.2003 (GVBL. | 2003, S. 54) zuletzt
gedndert durch Verordnung vom 30.11.2022 (GVBL. S. 686) hat die Stadt-
verordnetenversammlung der Stadt Rédermark in der Sitzung am
folgende Neufassung der Gefahrenabwehrverordnung beschlos-

sen.

Die Gefahrenabwehrverordnung dient der Aufrechterhaltung der 6ffentli-
chen Sicherheit und Ordnung auf und an offentlichen StraRen, 6ffentlichen
Anlagen und offentlichen Einrichtungen im Gebiet der Stadt Rédermark.

§1
Geltungsbereich

(1) Die Gefahrenabwehrverordnung gilt fir alle 6ffentlichen Strafien, of-
fentlichen Anlagen und &ffentlichen Einrichtungen im Bereich der
Stadt Rodermark.

(2) Offentliche StraRen im Sinne dieser Gefahrenabwehrverordnung sind
alle Straen, Wege und Platze, die dem o6ffentlichen Verkehr gewid-
met sind, auf denen ein tatsachlicher offentlicher Verkehr stattfindet
oder fur die ein Sondernutzungsrecht der Stadt Rédermark besteht. Zu
den offentlichen Straflen gehoren insbesondere auch Fahrbahnen,
Randstreifen, Haltestellen, Haltebuchten, Flachenbereiche der Warte-
hauschen, FuRgangerunterfihrungen, Durchlasse, Briicken, Tunnel,




Parkplatze, Gehwege, Gehflachen, Radwege, Strafenbdschungen und
Stutzmauern.

(3) Offentliche Anlagen im Sinne dieser Gefahrenabwehrverordnung sind
gartnerisch gestaltete Anlagen oder sonstige Griinanlagen, die der Er-
holung der Bevdlkerung oder der Gestaltung des Orts- oder Land-
schaftsbildes dienen und der Offentlichkeit zuganglich sind. Dazu ge-
horen auch Verkehrsgrinanlagen sowie offentlich zugangliche
Kinderspielplatze, Ballspielplatze, Sportplatze, Bolzpldtze und sons-
tige Sportanlagen unter freiem Himmel.

(4) Offentliche Einrichtungen im Sinne dieser Verordnung sind Flichen
und Gegenstande, die dem o6ffentlichen Nutzen dienen, insbesondere
Werkstoffbehalter, Papierkorbe, Abfallsammelbehalter, Containerstell-
platze, Verteiler- und Schaltkasten, Verkehrszeichen und Verkehrsein-
richtungen, Schallschutzwande, Gelander, Banke, Denkmaler, Litfass-
saulen, Baume, Licht- und Leitungsmasten, Wartehauschen,
Briefkasten, Telefonzellen sowie Turen, Tore, Wande und Mauern von
offentlichen Gebauden.

§2
Tiere

(1) Hunde sind von Rasenflachen, gartnerisch gestalteten Anlagen oder
sonstigen Griinanlagen und Verkehrsgriinanlagen, Kinderspielplatzen
und Bolzplatzen fernzuhalten. Der Halter oder Flihrer eines Hundes
hat daflir Sorge zu tragen, dass dieser seine Notdurft nicht auf

Parkplatze, Gehwege, Gehflachen, Radwege, Straféenbdschungen und
Stutzmauern.

(3) Offentliche Anlagen im Sinne dieser Gefahrenabwehrverordnung sind
gartnerisch gestaltete Anlagen oder sonstige Griinanlagen, die der Er-
holung der Bevolkerung oder der Gestaltung des Orts- oder Land-
schaftsbildes dienen und der Offentlichkeit zuganglich sind. Dazu ge-

horen
1. Stadtische Grin- und Parkanlagen
2. Verkehrsgriinanlagen

ferner offentlich zugangliche Anlagen wie

3. offentlich zugangliche Kinderspielplatze
4, Ballspielplatze
6. Spielparks
7. Bolzplatze
8. Skateparks

und sonstige SpertAnlagen unter freiem Himmel.

(4) Offentliche Einrichtungen im Sinne dieser Verordnung sind Flichen
und Gegenstande, die dem o6ffentlichen Nutzen dienen, insbesondere
Wertstoffbehalter, Papierkdrbe, Abfallsammelbehalter, Containerstell-
platze, Verteiler- und Schaltkasten, Verkehrszeichen und Verkehrsein-
richtungen, Schallschutzwande, Gelander, Banke, Denkmaler, Litfass-
saulen, Baume, Licht- und Leitungsmasten, Wartehauschen,
Briefkasten, Telefonzellen sowie Turen, Tore, Wande und Mauern von
offentlichen Gebauden.

§2
Aufsicht Uber Tiere

(1) Hunde sind von Rasenfldachen, gartnerisch gestalteten Anlagen oder
sonstigen Grinanlagen und Verkehrsgriinanlagen, Kinderspielplatzen
und Bolzplatzen fernzuhalten. Der Halter oder Fihrer eines Hundes
hat dafur Sorge zu tragen, dass dieser seine Notdurft nicht auf




Gehwegen, Grin- und Erholungsanlagen, begehbaren Teilen von o6f-
fentlichen StrafRen, Platzen und Fahrradwegen verrichtet.

Personen, die Hunde halten oder die tatsachliche Gewalt Uiber sie aus-
Uben haben daflir zu sorgen, dass ihre Tiere nicht ohne Aufsicht im
Gebiet der Stadt Rodermark umherlaufen.

Hunde sind an der Leine zu fuhren

a) in FuBgdngerzonen

b) bei 6ffentlichen Versammlungen, Aufzligen, Volksfesten, Markten,

Messen und sonstigen Veranstaltungen mit Menschenansamm-
lungen sowie Gaststatten

c) in offentlichen Verkehrsmitteln

d) in Park-, Garten- oder Grinanlagen im Sinne von & 1 (3) dieser
Verordnung

e) in markierten Bereichen der Feld- und Flurgemarkung (siehe
Skizze) wahrend der Setz- und Brutzeit vom 01. Marz bis 15. Juni
jeden Jahres gem. der Satzung Uber den Leinenzwang der Stadt
Rédermark.

Diese Verpflichtungen treffen die Person, die den Hund halt sowie die
Person, die Uber den Hund die tatsachliche Gewalt ausubt.

Die Absatze 1- 3 gelten nicht fur Diensttiere von Behorden, Behinder-
tenbegleithunde, Blindenfihrhunde und Hunde der Rettungsdienste
und des Katastrophenschutzes sowie Jagd- und

Gehwegen, Griin- und Erholungsanlagen, begehbaren Teilen von o6f-
fentlichen Strafien, Platzen und Fahrradwegen verrichtet.

Personen, die Hunde halten oder die tatsachliche Gewalt Uber sie aus-
uben haben daflir zu sorgen, dass ihre Tiere nicht ohne Aufsicht im
Gebiet der Stadt Rodermark umherlaufen.

Hunde sind an der Leine zu flhren
a) in Fuflgangerzonen

b) bei 6ffentlichen Versammlungen, Aufzligen, Volksfesten, Markten,
Messen und sonstigen Veranstaltungen mit Menschenansamm-
lungen sowie Gaststatten

¢) in offentlichen Verkehrsmitteln

d) in Park-, Garten- oder Grinanlagen im Sinne von & 1 (3) dieser
Verordnung

e) inden definierten markierten Bereichen der Feld- und Flurgemar-
kung {siehe-Skizze} wahrend der Setz- und Brutzeit vom 01. Marz
bis 15. Juni jeden Jahres gemaf} der Satzung-tiberdenleinen-
2wang-der-StadtRédermark Satzung Uber die Leinenpflicht fir

Hunde wahrend der Brut- und Setzzeit.

Die Leine darf in Bezug auf die Festlegung nach Abs. 3 Ziffer a) bis d)
nur so lang sein, dass keine Gefahr von dem Hund ausgehen kann,
hochstens jedoch zwei Meter. (siehe & 9 Abs. 1 Satz 3 HundeVO)
Diese Verpflichtungen treffen die Person, die den Hund halt sowie die
Person, die Uber den Hund die tatsachliche Gewalt auslbt.

Die Absatze 1- 3 gelten nicht fir Diensttiere von Behdrden, Behinder-
tenbegleithunde, Blindenfiihrhunde und Hunde der Rettungsdienste
und des Katastrophenschutzes sowie Jagd- und




Herdengebrauchshunde im Rahmen ihres zweckentsprechenden Ein-
satzes oder in der Ausbildung.

Haus- und Stalltiere, die den Verkehr gefahrden konnen, sind von der
Strafde fernzuhalten. Sie sind dort nur zugelassen, wenn sie von ge-
eigneten Personen begleitet sind, die ausreichend auf sie einwirken
konnen.

Durch Tiere verursachte Verunreinigungen auf 6ffentlichen Strafien
sind von den Halterinnen, Haltern oder Aufsichtspersonen unverziig-
lich zu beseitigen. Dies gilt nicht flr Diensttiere und Blindenhunde
beim zweckentsprechenden Einsatz oder in der Ausbildung.

Das Reiten im Wald ist nur auf den dafiir vorgesehenen Straen und
Wegen gestattet. Reitende haben sich so zu verhalten, dass die Erho-
lung anderer nicht beeintrachtigt wird.

Pferde sind Uber ein Kennzeichen eindeutig erkennbar zu machen.
Hierzu gelten die Regelungen der zweiten Verordnung zur Durchfiih-
rung des Hessischen Forstgesetzes.

§3
Nutzung Offentlicher Anlagen

Pflanzungen durfen in 6ffentlichen Anlagen nicht betreten werden.
Rasenflachen kénnen voriibergehend durch Hinweisschilder gesperrt
werden.

Rasenflachen, Baume und deren Wurzelbereiche, Pflanzungen, Pflan-
zenteile, Baulichkeiten, Springbrunnen, Kinderspielplatze einschlief-
lich lhrer Spielgerate und Spielanlagen, Ruhebanke, Papierkdrbe so-
wie sonstige dhnliche Einrichtungen durfen nicht beschadigt, entfernt,

Herdengebrauchshunde im Rahmen ihres zweckentsprechenden Ein-
satzes oder in der Ausbildung.

Haus- und Stalltiere, die den Verkehr gefahrden konnen, sind von der
Strafde fernzuhalten. Sie sind dort nur zugelassen, wenn sie von ge-
eigneten Personen begleitet sind, die ausreichend auf sie einwirken
kénnen.

Durch Tiere verursachte Verunreinigungen bzw. die hinterlassen Not-
durft auf 6ffentlichen Strafen und in offentlichen Anlagen sind von
den Halterinnen, Haltern oder Aufsichtspersonen unverziglich aufzu-
nehmen. Hundekot ist in den bereitstehende Hundekot-Beutelstatio-
nen oder offentlichen Abfallkorben zu beseitigen. Dies gilt nicht fur
Diensttiere und Blindenhunde beim zweckentsprechenden Einsatz o-
der in der Ausbildung.

Das Reiten im Wald ist nur auf den dafiir vorgesehenen StraRen und
Wegen gestattet. Reitende haben sich so zu verhalten, dass die Erho-
lung anderer nicht beeintrachtigt wird.

Pferde sind Uber ein Kennzeichen eindeutig erkennbar zu machen.
Hierzu gelten die Regelungen der zweiten Verordnung zur Durchfih-
rung des Hessischen Forstgesetzes.

§3
Nutzung 6ffentlicher Anlagen

Pflanzungen durfen in 6ffentlichen Anlagen nicht betreten werden.
Rasenflachen konnen voribergehend durch Hinweisschilder gesperrt
werden.

Rasenflachen, Baume und deren Wurzelbereiche, Pflanzungen, Pflan-
zenteile, Baulichkeiten, Springbrunnen, Kinderspielplatze einschlief3-
lich lhrer Spielgerate und Spielanlagen, Ruhebanke, Papierkorbe so-
wie sonstige ahnliche Einrichtungen dirfen nicht beschadigt, entfernt,




verunreinigt oder in sonstiger Weise missbrauchlich genutzt werden.
Ebenfalls untersagt ist die Beschadigung, Entfernung und missbrauch-
liche Nutzung von Papierkorben, Aschenbecher und ahnlichen Behalt-
nissen.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend, soweit sich die genannten Anlagen und
Einrichtungen innerhalb o6ffentlicher Verkehrsflachen befinden, bei-
spielsweise auch fir Blumenschalen, Pflanzkiibel, Blumenbeete und
straftenbegleitende Pflanzungen.

(4) In offentlichen Anlagen dirfen Schaustellungen, gewerbliche Feilbie-
tungen von Waren und Leistungen aller Art ohne Erlaubnis der Stadt
Rodermark nicht durchgefiihrt werden.

(5) In offentlichen Anlagen ist das unbefugte Fahren, Schieben, Parken
und Abstellen von Kraftfahrzeugen sowie Wohnwagen oder sonstigen
Anhdngern verboten. Dies gilt nicht fir Einsatzfahrzeuge der Polizei-
und Gefahrenabwehrbehdrden, der Feuerwehr und der Rettungs-
dienste im dienstlichen Einsatz sowie fir Fahrzeuge, deren Einsatz
der Unterhaltung der Grinanlagen dienen.

(6) Jedes Verhalten, dass die bestimmungsgemafie Benutzung der Grin-
anlage (81 Abs. 3) und ihrer Einrichtung beeintrdchtigt ist untersagt.
Insbesondere ist verboten,

a. Beete, Pflanzflachen und besonders gekennzeichnete Rasenflachen
zu betreten. Auf Rasenflachen ist Fufiballspielen, soweit andere
dadurch gefahrdet werden untersagt.

b. Wild lebende Tiere zu jagen, zu fangen oder zu belastigen.

¢. Einfriedungen oder Absperrungen eigenmachtig zu verandern oder
wegzuraumen.

verunreinigt oder in sonstiger Weise missbrauchlich genutzt werden.
Ebenfalls untersagt ist die Beschadigung, Entfernung und missbrauch-
liche Nutzung von Papierkdrben, Aschenbecher und ahnlichen Behalt-
nissen.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend, soweit sich die genannten Anlagen und
Einrichtungen innerhalb offentlicher Verkehrsflachen befinden, bei-
spielsweise auch fur Blumenschalen, Pflanzkibel, Blumenbeete und
straRenbegleitende Pflanzungen.

(4) In offentlichen Anlagen durfen Schaustellungen, gewerbliche Feilbie-
tungen von Waren und Leistungen aller Art ohne Erlaubnis der Stadt
Rodermark nicht durchgefuhrt werden.

(5) In offentlichen Anlagen ist das unbefugte Fahren, Schieben, Parken
und Abstellen von Kraftfahrzeugen sowie Wohnwagen oder sonstigen
Anhangern verboten. Dies gilt nicht fur Einsatzfahrzeuge der Polizei-
und Gefahrenabwehrbehdrden, der Feuerwehr und der Rettungs-
dienste im dienstlichen Einsatz sowie flur Fahrzeuge, deren Einsatz
der Unterhaltung der Griinanlagen dienen.

(6) Jedes Verhalten, dass die bestimmungsgemafie Benutzung der Grin-
anlage und sonstigen Anlagen gemaf 81 Abs. 3 und ihrer Einrichtung
beeintrachtigt ist untersagt.

Insbesondere ist verboten,

a. Beete, Pflanzflachen und besonders gekennzeichnete Rasenflachen
zu betreten. Auf Rasenflachen ist Fufiballspielen, soweit andere
dadurch gefahrdet werden untersagt.

b. Wild lebende Tiere zu jagen, zu fangen oder zu belastigen.

c. Einfriedungen oder Absperrungen eigenmachtig zu verandern oder
wegzuraumen.




d. Baume, Brunnen und Denkmaler zu besteigen.

§4
Kinderspielplatze

(1) Kinderspielplatze durfen nur von 7:00 - 20:00 Uhr entsprechend ih-
rem Zweck genutzt werden.

(2) Die auf Kinderspielplatzen aufgestellten Spielgerate durfen nicht von
Personen benutzt werden, die alter als 14 Jahre sind. Ausnahmen
hiervon sind zulassig, wenn diese Personen ansonsten daran gehin-
dert sind, ihrer Aufsichts- und Erziehungsfunktion nachzukommen.

(3) Fuball darf nur auf den dazu besonders bestimmten Platzen (Bolz-
platze) gespielt werden. Ausgenommen hiervon sind Kinder im Alter
bis zu 7 Jahren.

§5
Bolzplatze

Bolzplatze durfen nur von 08:00 bis 20:00 Uhr entsprechend ihrem Zweck
genutzt werden. Die Nutzung von Bolzpldtzen an Sonn- und Feiertagen ist
erst ab 10:00 Uhr erlaubt. Auf den Bolzplatzen ist eine tagliche Mittags-
ruhe von 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr einzuhalten.

d. Baume, Brunnen und Denkmaler zu besteigen.

§4
Kinderspielplatze

(1) Die als Kinderspielplatze gekennzeichneten 6ffentlichen Anlagen dir-
fen nur von 8:00 - 20:00 Uhr entsprechend ihrem Zweck genutzt wer-
den. Die an den Platzen angebrachten Benutzungsregelungen sind zu
beachten.

(2) Die auf Kinderspielplatzen aufgestellten Spielgerate durfen nicht von
Personen benutzt werden, die alter als 14 Jahre sind. Ausnahmen
hiervon sind zuldssig, wenn diese Personen ansonsten daran gehin-
dert sind, ihrer Aufsichts- und Erziehungsfunktion nachzukommen.

(3) Fufdball darf nur auf den dazu besonders bestimmten Platzen (Bolz-

platze, Ballspielplatze, Spielparks) gespielt werden. Ausgeremmen
hi ind Kinder im Alter bis zu 7 lahren.

§5
Bolzplatze, Spielparks

(1) Die als Bolzplatze und Spielparks gekennzeichneten offentlichen An-
lagen dirfen nur von 08:00 bis 22:00 Uhr entsprechend ihrem Zweck
genutzt werden. Die Nutzung von Bolzplatzen an Sonn- und Feierta-
gen ist erst ab 10:00 Uhr erlaubt.

(2) Die an den Platzen angebrachten Benutzungsregelungen sind zu be-
achten.

(3) Auf den Bolzpldtzen ist eine tagliche Mittagsruhe von 13:00 Uhr bis
15:00 Uhr einzuhalten.




§6
Kraftfahrzeuge und Wohnwagen

(1) Das Waschen sowie die Motorwasche von Kraftfahrzeugen, Reparatu-
ren und Olwechsel von bzw. an Kraftfahrzeugen und anderen motor-
betriebenen Maschinen auf 6ffentlichen StraRen und in offentlichen
Anlagen sind verboten. Dieses Verbot gilt auch auf befestigten Grund-
stlicksflachen, die unmittelbar an die Strafde angrenzen und ohne
Benzinabscheider hin entwassert werden.

Ausgenommen davon sind Reparaturarbeiten die wegen plotzlicher
Stoérung erforderlich sind.

(2) Kraftfahrzeuge, Wohnwagen und sonstige Anhanger durfen auerhalb
der hierflir ausgewiesenen Platze nicht als Unterklinfte genutzt wer-
den. Eine einzelne Ubernachtung als notwendige Ruhepause zum

§5a
Skatepark

(1) Die als Skatepark gekennzeichnete offentliche Anlage darf nur von
08:00 bis 22:00 Uhr entsprechend seinem Zweck genutzt werden. Die
am Skatepark angebrachten Benutzungsregelungen sind zu beach-
ten.

(2) Die Nutzung des Skatparks ist Kindern und Jugendlichen ab 12 Jah-
ren erlaubt. Kinder unter 12 Jahren dirfen den Skatepark nur in Be-

gleitung und Anwesenheit einer erziehungsberechtigten Person nut-
zen.

(3) Der Skatepark darf ausschliefslich mit Skatboards, sogenannten
,Stuntscootern® und Inline-Skates benutzt werden.
Die Nutzung und das Befahren der Anlage der z.B. mit Fahrradern,
klappbaren Tretrollern, E-Scootern, Bobbycars, Einkaufswagen und
ahnlichen ist untersagt.

§6
Kraftfahrzeuge und Wohnwagen

(1) Das Waschen sowie die Motorwasche von Kraftfahrzeugen, Reparatu-
ren und Olwechsel von bzw. an Kraftfahrzeugen und anderen motor-
betriebenen Maschinen auf 6ffentlichen Straflen und in 6ffentlichen
Anlagen sind verboten. Dieses Verbot gilt auch auf befestigten Grund-
stucksflachen, die unmittelbar an die Strafse angrenzen und ohne
Benzinabscheider hin entwassert werden.

Ausgenommen davon sind Reparaturarbeiten die wegen plotzlicher
Stoérung erforderlich sind.

(2) Kraftfahrzeuge, Wohnwagen und sonstige Anhanger durfen auRerhalb
der hierfir ausgewiesenen Platze nicht als Unterklnfte genutzt wer-
den. Eine einzelne Ubernachtung als notwendige Ruhepause zum




(1)

(2)

(3)

Zwecke der Erhaltung oder der Wiederherstellung der Verkehrstaug-
lichkeit wird von dem Verbot nicht beruhrt.

87
Plakatieren, Beschriften, Bemalen

Es ist verboten, auf offentlichen Straf3en, in 6ffentlichen Anlagen und
auf offentlichen Flachen und auf § 1 Absatz 4 genannten Einrichtun-
gen Plakate, Anschlage, Beschriftungen, Bemalungen, Bespriihungen
und Werbemittel jeder Art auRerhalb der daflir bestimmten Einrich-
tungen (Plakatsaulen, Anschlagtafeln usw.) anzubringen oder anbrin-
gen zu lassen.

Das Verbot gilt auch fur Plakate, Anschlage, Beschriftungen, Bemalun-
gen, Besprihungen und Werbemittel jeder Art an baulichen Anlagen,
Einfriedungen, Bauzaunen, Baumen und dergleichen, wenn sie von
der Straf3e oder Anlage eingesehen werden kdnnen, soweit dieses
nicht Ausfluss der tatsachlichen Nutzung des Grundstucks ist.

Die Absatze 1 und 2 finden keine Anwendung auf die dem o&ffentli-
chen Bauordnungsrecht unterliegenden Anlagen der AuRenwerbung
nach & 13 der Hess. Bauordnung.

(4) Wer Plakate, bei denen eine Plakatierung im Gebiet der Stadt Roder-

mark nach den Umstanden zu erwarten ist, anderen Personen lber-
lasst, hat vor der Ausgabe diese Personen Uber das Plakatieren nach
Abs. 1 und Abs. 2 zu belehren.

(5) Wer entgegen der Verbote in den Absatzen 1 und 2 Plakate, Anschlage

oder Werbemittel anbringt, wer beschriftet, bemalt, bespriiht oder
hierzu veranlasst, ist zur unverzuglichen Beseitigung verpflichtet. Die
Beseitigungspflicht trifft in gleichem Mafie auch den Veranstalter, auf
den mit den jeweiligen Plakaten, Anschlagen oder sonstigen Darstel-
lungen (gemaf’ Abs. 1) hingewiesen wird.

(1)

(2)

©)

Zwecke der Erhaltung oder der Wiederherstellung der Verkehrstaug-
lichkeit wird von dem Verbot nicht berthrt.

§7
Plakatieren, Beschriften, Bemalen

Es ist verboten, auf 6ffentlichen Strafsen, in 6ffentlichen Anlagen und
auf offentlichen Flachen und auf § 1 Absatz 4 genannten Einrichtun-
gen Plakate, Anschldge, Beschriftungen, Bemalungen, Bespriihungen
und Werbemittel jeder Art auRerhalb der daflir bestimmten Einrich-
tungen (Plakatsaulen, Anschlagtafeln usw.) anzubringen oder anbrin-
gen zu lassen.

Das Verbot gilt auch fur Plakate, Anschlage, Beschriftungen, Bemalun-
gen, Besprihungen und Werbemittel jeder Art an baulichen Anlagen,
Einfriedungen, Bauzaunen, Baumen und dergleichen, wenn sie von
der Straf3e oder Anlage eingesehen werden kdnnen, soweit dieses
nicht Ausfluss der tatsachlichen Nutzung des Grundstuicks ist.

Die Absatze 1 und 2 finden keine Anwendung auf die dem offentli-
chen Bauordnungsrecht unterliegenden Anlagen der Auflenwerbung
nach & 13 der Hess. Bauordnung.

(4) Wer Plakate, bei denen eine Plakatierung im Gebiet der Stadt Roder-

mark nach den Umstanden zu erwarten ist, anderen Personen uber-
lasst, hat vor der Ausgabe diese Personen (iber das Plakatieren nach
Abs. 1 und Abs. 2 zu belehren.

(5) Wer entgegen der Verbote in den Absatzen 1 und 2 Plakate, Anschlage

oder Werbemittel anbringt, wer beschriftet, bemalt, bespriiht oder
hierzu veranlasst, ist zur unverziglichen Beseitigung verpflichtet. Die
Beseitigungspflicht trifft in gleichem Mafde auch den Veranstalter, auf
den mit den jeweiligen Plakaten, Anschlagen oder sonstigen Darstel-
lungen (gemafR Abs. 1) hingewiesen wird.




(6)

1)

2)

3)

Die Stadt Rodermark kann von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2
Ausnahmen zulassen, wenn dies im berechtigten Interesse einzelner
oder im offentlichen Interesse geboten ist. Die Ausnahmen kdnnen
mit Auflagen versehen werden. In der Erlaubnis wird die Zahl der Pla-
kate festgelegt. Diese sind unten rechts mit Aufklebern zu versehen.
Aus diesen muss der Ablauf der Genehmigungsfrist ersichtlich sein.
Fur ortliche Vereine kann ein vereinfachtes Verfahren angewandt wer-
den. Die erteilte Erlaubnis ist beim Plakatieren mitzufihren. Wahlwer-
bung ist von den Verboten der Abs. 1 und 2 grundsatzlich ausgenom-
men. Die Vorschriften der Hessischer Bauordnung und des Hess.
Strafengesetzes bleiben unberihrt.

§8
Abfall und Sammelgut

Abfalle, insbesondere Zigarettenkippen und Kaugummireste, sind in
die dafiir bestimmten Behalter zu werfen.

Es ist nicht gestattet, Abfalle oder sonstige Gegenstande auf oder ne-

ben die Abfallsammelbehalter zu stellen oder im Bereich der Sammel-
platze abzulegen.

Dieses Verbot gilt auch fur Abfallarten, deren hierfiir bestimmte Sam-

melbehalter keine Aufnahmekapazitat mehr haben.

Abfallsammelbehalter und Abfallsammelplatze durfen nicht durch-
sucht, Gegenstande daraus entnommen oder verstreut werden. Das
gleiche gilt fur Sammelgut (Kleider, Altkleider, Altpapier, Glaser, Bat-
terien, Schrott, Metalle, Kunststoffe u. a.), soweit sie zum Abholen be-
reitgestellt sind. Sperrmdull darf nicht verstreut werden.

Das Einflillen in Wertstoffcontainer oder Wertstoffbehalter ist aufser-
halb der vom Magistrat festgelegten Einfullzeiten nicht gestattet.

(6) Die Stadt Rodermark kann von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2
Ausnahmen zulassen, wenn dies im berechtigten Interesse einzelner
oder im oOffentlichen Interesse geboten ist. Die Ausnahmen konnen
mit Auflagen versehen werden. In der Erlaubnis wird die Zahl der Pla-
kate festgelegt. Diese sind unten rechts mit Aufklebern zu versehen.
Aus diesen muss der Ablauf der Genehmigungsfrist ersichtlich sein.
Fur ortliche Vereine kann ein vereinfachtes Verfahren angewandt wer-
den. Die erteilte Erlaubnis ist beim Plakatieren mitzufihren. Wahlwer-
bung ist von den Verboten der Abs. 1 und 2 grundsatzlich ausgenom-
men. Die Vorschriften der Hessischer Bauordnung und des Hess.
Strafdengesetzes bleiben unberihrt.

§8
Abfall und Sammelgut

(1) Abfalle, insbesondere Zigarettenkippen und Kaugummireste, sind in
die daflr bestimmten Behatter 6ffentlichen Abfallkdrbe zu werfen.

(2) Esist nicht gestattet, Abfdlle oder sonstige Gegenstande auf oder ne-

ben die Abfallsammelbehadlter zu stellen oder im Bereich der Sammel-

platze abzulegen.

Dieses Verbot gilt auch fur Abfallarten, deren hierfiir bestimmte Sam-

melbehalter keine Aufnahmekapazitat mehr haben.

Abfallsammelbehalter und Abfallsammelplatze durfen nicht durch-
sucht, Gegenstande daraus entnommen oder verstreut werden. Das
gleiche gilt fur Sammelgut (Kleider, Altkleider, Altpapier, Glaser, Bat-
terien, Schrott, Metalle, Kunststoffe u. 4.), soweit sie zum Abholen be-
reitgestellt sind. Sperrmull darf nicht verstreut werden.

Das Einflillen in Wertstoffcontainer oder Wertstoffbehalter ist werk-
tags zu den vor Ort angegebenen Einflillzeiten gestattet.




89
Gefdahrdendes Verhalten

(1) Es ist verboten, auf Kinderspielplatzen, Bolzplatzen, alkoholische Ge-
tranke zu verzehren oder Tabak zu konsumieren oder anderen zum
Verzehr oder zum Konsum zu Uberlassen.

(2) Das Lagern oder das dauerhafte Verweilen von Personen im Geltungs-

bereich dieser Gefahrenabwehrverordnung in einer fir Dritte beein-

trachtigende Art zum Zwecke des Konsums von Betdubungsmitteln ist
verboten. Die Vorschriften des Strafgesetzbuches und des Betau-
bungsmittelgesetzes bleiben unberuhrt.

Im Geltungsbereich dieser Verordnung ist untersagt:

1. das unbefugte Lagern oder dauerhafte Verweilen,

2. das unbefugte Nachtigen,

3. das die korperliche Nahe suchende oder sonst aufdringliche Bet-
teln,

4. das aggressive Betteln, insbesondere durch nachdrickliches oder
hartnackiges Ansprechen von Personen,

5. das Verrichten der Notdurft,

6. die Gefahrdung anderer Personen durch den Verzehr alkoholischer
Getranke, Trunkenheit oder sonstiges rauschbedingte Verhalten.

89
Gefahrdendes Verhalten

(1) Es ist verboten, auf Kinderspielplatzen, Bolzplatzen, Spielparks und
Skateparks oder auf Schulhofen, soweit sie allgemein zuganglich sind
alkoholische Getranke zu verzehren oder Tabak zu konsumieren oder
anderen zum Verzehr oder zum Konsum zu uberlassen.

Das Lagern oder das dauerhafte Verweilen von Personen im Geltungs-
bereich dieser Gefahrenabwehrverordnung in einer fur Dritte beein-
trachtigende Art zum Zwecke des Konsums von Betaubungsmitteln ist
verboten. Die Vorschriften des Strafgesetzbuches und des Betaubungs-
mittelgesetzes bleiben unberthrt.

Im Geltungsbereich dieser Verordnung ist untersagt:

1. das unbefugte Lagern oder dauerhafte Verweilen,

2. das unbefugte Nachtigen,

3. das die korperliche Nahe suchende oder sonst aufdringliche Bet-
teln,

>

das aggressive Betteln, insbesondere durch nachdrtickliches oder
hartnackiges Ansprechen von Personen,

5. das Verrichten der Notdurft,

o

die Gefahrdung anderer Personen durch den Verzehr alkoholischer
Getranke, Trunkenheit oder sonstiges rauschbedingte Verhalten.
(4) Die Vorschriften des Strafgesetzbuches und des Betaubungsmittelge-
setzes bleiben unberthrt.




8§10
Grillen

Grillen oder offenes Feuer in 6ffentlichen Anlagen ist nur an den dafir vor-
gesehenen Stellen erlaubt.

(1) Soweit im Bundes- oder Landesrecht nichts anderes geregelt ist, darf
offenes Feuer im Freien aufder auf eingerichteten Grillplatzen und
Feuerstellen nur entztindet und unterhalten werden, wenn es unter
standiger Beaufsichtigung volljahriger Personen steht. Die Feuerstelle
darf erst verlassen werden, wenn das Feuer und die Glut restlos ge-
l6scht sind

(2) Stark ruf3- und rauchentwickelnde Stoffe, wie z.B. Dachpappe, Bitu-
men, Asphalt oder Gummi diirfen weder alleine noch mit anderen Ma-
terialien verbrannt werden. Ferner ist es verboten, zum Entziinden des
Feuers Benzin, Petroleum oder andere leichtentzlindliche oder explo-
sionsgefahrliche Stoffe oder Flissigkeiten zu verwenden.

(3) Das Feuer muss zur Nachtzeit geldscht sein.

§11
Zelten

Auf offentlichen Strafen und in 6ffentlichen Anlagen ist das voriberge-
hende Wohnen in Zelten verboten.

§12
Wasserflachen
(1) Das Baden ist nur an den dafiir besonders bestimmten Stellen er-
laubt.

8§10

Grillen und offenes Feuer
(1) Grillen oder offenes Feuer ist in den offentlichen Anlagen gemaf § 1
Abs. 3 grundsatzlich verboten. Ausnahmsweise wird Grillen an den
daflr ausgewiesenen und vorgesehenen Stellen erlaubt.
(2) Soweit im Bundes- oder Landesrecht nichts anderes geregelt ist, darf
offenes Feuer im Freien aufBer auf eingerichteten Grillplatzen und
Feuerstellen nur entziindet und unterhalten werden, wenn es unter
standiger Beaufsichtigung volljahriger Personen steht. Die Feuerstelle
darf erst verlassen werden, wenn das Feuer und die Glut restlos ge-
l6scht sind

Stark ruf3- und rauchentwickelnde Stoffe, wie z.B. Dachpappe, Bitu-
men, Asphalt oder Gummi dirfen weder alleine noch mit anderen Ma-
terialien verbrannt werden. Ferner ist es verboten, zum Entziinden des
Feuers Benzin, Petroleum oder andere leichtentzlindliche oder explo-
sionsgefahrliche Stoffe oder Flussigkeiten zu verwenden.

(4) Das Feuer muss zur Nachtzeit geldscht sein.

§11
Zelten

¢ &ffentlichen Straf | in &ffentlic] | et d i
hende Wohnen-inZelten-verboten:
Im Geltungsbereich dieser Verordnung ist das Zelten verboten.

§12
Wasserflachen

Das Baden ist nur an den dafiir besonders bestimmten Stellen er-
laubt.

(1)




(2) Zugefrorene Gewasser durfen nur betreten werden, wenn sie fur
die Offentlichkeit durch die Stadt Rédermark freigegeben sind.

§13
Fitterungsverbot

Im Gebiet der Stadt Rodermark ist es verboten, verwilderte Haustauben
und Wildtauben zu futtern oder Futter auszulegen oder auszustreuen, so-
weit dieses Ublicherweise auch von Tauben aufgenommen wird. Ferner ist
es verboten flir an oder in stehenden Gewassern lebende Wasservogel o-
der Fische Futter auszulegen oder auszustreuen.

§14
Gefdhrdende Anpflanzungen

Anpflanzungen aller Art auf privaten Grundstucken dirfen strafsenseitig in
einer Hohe unter 4,50 Metern Uber Straf3e nicht tUber die Grundstiicks-
grenze wachsen oder zu einer Sichtbehinderung auf Verkehrszeichen flih-
ren. Giftige Pflanzen durfen nicht in 6ffentlichen StraRen, 6ffentlichen An-
lagen und offentlichen Flachen uberhangen.

§15
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des & 77 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes
Uber die offentliche Sicherheit und Ordnung handelt, wer vorsatzlich
oder fahrldssig

(2) Zugefrorene Gewadsser dirfen nur betreten werden, wenn sie flr die
Offentlichkeit durch die Stadt Rédermark freigegeben sind.

§13
Fitterungsverbot

Im Gebiet der Stadt Rodermark ist es verboten, verwilderte Haustauben
und Wildtauben zu flttern oder Futter auszulegen oder auszustreuen, so-
weit dieses ublicherweise auch von Tauben aufgenommen wird. Ferner ist
es verboten fur an oder in stehenden Gewassern lebende Wasservogel o-
der Fische Futter auszulegen oder auszustreuen.

§14
Gefahrdende Anpflanzungen

Anpflanzungen aller Art auf privaten Grundstuicken diirfen strafdenseitig in
einer Hohe unter 4,50 Metern Uber Straf3e nicht tUber die Grundstuicks-
grenze wachsen oder zu einer Sichtbehinderung auf Verkehrszeichen flh-
ren. Giftige Pflanzen dirfen nicht in offentlichen StraRen, 6ffentlichen An-
lagen und offentlichen Flachen tUberhangen.

8§15
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des & 77 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes
uber die offentliche Sicherheit und Ordnung handelt, wer vorsatzlich
oder fahrlassig

1. entgegen & 2 Abs. 1 als Halter oder Begleitperson Hunde nicht
von Rasenflachen, gartnerisch gestalteten Anlagen oder sonstigen
Grunanlagen oder Verkehrsgriinanlagen, Kinderspielpldatzen oder
Bolzplatzen fernhalt, oder es zulasst, dass der Hund seine Not-
durft auf Gehwegen, Grin- und Erholungsanlagen, begehbaren




entgegen § 2 Abs. 2 einen Hund ohne Aufsicht umherlaufen Lasst,

entgegen § 2 Abs. 3 Hunde, die nicht Diensthunde von Behorden,
oder Behindertenbegleithunde, Blindenfliihrhunde und Hunde der
Rettungsdienste und des Katastrophenschutzes sowie Jagd- und
Herdengebrauchshunde beim zweckentsprechenden Einsatz oder
in der Ausbildung sind, in FuRgangerzonen, bei 6ffentlichen Ver-
sammlungen, Aufzligen, Volksfesten, Markten, Messen und sons-
tigen Veranstaltungen mit Menschenansammlungen sowie in
Gaststatten, in offentlichen Verkehrsmitteln, in Park-, Garten- o-
der Grunanlagen im Sinne von & 1 (3) dieser Verordnung nicht an
der Leine fuhrt.

entgegen & 2 Abs. 1 als Halter oder Begleitperson Hunde nicht
von Rasenflachen, gartnerisch gestalteten Anlagen oder sonsti-
gen Grinanlagen oder Verkehrsgrinanlagen, Kinderspielplatzen
oder Bolzplatzen fernhalt, oder es zulasst, dass der Hund seine
Notdurft auf Gehwegen, Grun- und Erholungsanlagen, begehba-
ren Teilen von offentlichen StraRen, Radwegen und Pldtzen ver-
richtet,

entgegen § 2 Abs. 4 zulasst, dass ein Haus- oder Stalltier den
Verkehr gefahrdet,

entgegen § 2 Abs. 6 im Wald aufserhalb der entsprechenden Stra-
RBen und Wege reitet,

4.

5.

Teilen von offentlichen Strafden, Radwegen und Platzen verrich-
tet,

entgegen & 2 Abs. 2 einen Hund ohne Aufsicht umherlaufen lasst,

Leine filhrt
entgegen § 2 Abs. 3 Ziffer a) bis d) in Verbindung mit§ 2 Abs.
3 Satz 2 Hunde nicht an der Leine fuhrt.

entgegen § 2 Abs. 4 zulasst, dass ein Haus- oder Stalltier den
Verkehr gefahrdet,

entgegen § 2 Abs. 5 die durch Hunde verursachte Verunreinigun-
gen bzw. die hinterlassene Notdurft nicht unverzuglich beseitigt.




10.

11.

12.

13.

14.

15.

entgegen § 3 Abs. 1 Pflanzungen oder gesperrte Rasenflachen
betritt oder die in & 3 Abs.2 genannten Gegenstande beschadigt,
entfernt, verunreinigt oder in sonstiger Weise missbrauchlich
nutzt,

entgegen & 3 Abs. 3 die innerhalb offentlicher Verkehrsflachen
befindlichen Anlagen und Einrichtungen betritt, beschadigt, ent-
fernt, verunreinigt oder in sonstiger Weise missbrauchlich nutzt,

entgegen § 3 Abs. 4 in 6ffentlichen Anlagen Schaustellungen ge-
werbliche Feilbietungen von Waren und Leistungen aller Art
ohne Erlaubnis der Stadt Rodermark durchfuhrt,

entgegen & 3 Abs. 5 in offentlichen Anlagen unbefugt Kraftfahr-
zeuge, Wohnwagen oder sonstige Anhanger fahrt, schiebt, parkt

oder abstellt,

entgegen § 3 Abs. 6 das bestimmungsgemafie Benutzen der
Grunanlage beeintrachtigt,

entgegen § 3 Abs. 6 Buchstabe a) Beete, Pflanzflachen und be-
sonders gekennzeichnete Rasenflachen betritt oder auf Rasenfla-
chen FuBball spielt soweit andere dadurch gefahrdet werden,

entgegen § 3 Abs. 6 Buchstabe b) Tiere jagt fangt oder belastigt,

entgegen & 3 Abs. 6 Buchstabe c) Einfriedungen oder Absperrun-
gen eigenmachtig verandert oder wegraumt,

entgegen § 3 Abs.6 Buchstabe d) Baume, Brunnen und Denkmadler
besteigt,

entgegen & 4 Kinderspielplatze nutzt,

10.

11.

12.

13.

14.

15.

entgegen § 2 Abs. 6 im Wald aufderhalb der entsprechenden Stra-
Ren und Wege reitet,

entgegen § 3 Abs. 1 Pflanzungen oder gesperrte Rasenflachen be-
tritt oder die in § 3 Abs.2 genannten Gegenstande beschadigt,
entfernt, verunreinigt oder in sonstiger Weise missbrauchlich
nutzt,

entgegen & 3 Abs. 3 die innerhalb offentlicher Verkehrsflachen
befindlichen Anlagen und Einrichtungen betritt, beschadigt, ent-
fernt, verunreinigt oder in sonstiger Weise missbrauchlich nutzt,

entgegen § 3 Abs. 4 in o6ffentlichen Anlagen Schaustellungen ge-
werbliche Feilbietungen von Waren und Leistungen aller Art ohne
Erlaubnis der Stadt Rodermark durchfuhrt,

entgegen & 3 Abs. 5 in offentlichen Anlagen unbefugt Kraftfahr-
zeuge, Wohnwagen oder sonstige Anhanger fahrt, schiebt, parkt
oder abstellt,

entgegen & 3 Abs. 6 das bestimmungsgemafie Benutzen der Grin-
anlage und sonstigen Anlagen gemaf® & 1 Abs. 3 beeintrachtigt,

entgegen § 3 Abs. 6 Buchstabe a) Beete, Pflanzflachen und beson-
ders gekennzeichnete Rasenflachen betritt oder auf Rasenflachen
Fufdball spielt soweit andere dadurch gefahrdet werden,

entgegen § 3 Abs. 6 Buchstabe b) Tiere jagt fangt oder belastigt,

entgegen & 3 Abs. 6 Buchstabe c) Einfriedungen oder Absperrun-
gen eigenmachtig verandert oder wegraumt,

entgegen & 3 Abs.6 Buchstabe d) Baume, Brunnen und Denkmadler
besteigt,




16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

entgegen § 5 Bolzplatze nutzt,

entgegen § 6 Abs. 1 Kraftfahrzeuge wascht, Reparaturen oder Ol-
wechsel von bzw. an einem Kraftfahrzeug oder anderen motorbe-
triebenen Maschinen vornimmt oder als Verantwortlicher vorneh-
men lasst,

entgegen § 6 Abs. 2 ein Kraftfahrzeug, einen Wohnwagen oder
sonstigen Anhanger aufderhalb eines Zelt- oder sonst hierfur aus-
gewiesenen Platzes als Unterkunft nutzt,

entgegen § 7 Abs. 1 Plakate, Anschlage, Beschriftungen, Be-
malungen, Besprihungen und Werbemittel jeder Art anbringt o-

der anbringen ldsst,

entgegen & 7 Abs. 2 Plakate, Anschlage, Beschriftungen, Bema-
lungen, Besprihungen und Werbemittel jeder Art anbringt,

entgegen & 7 Abs. 4 die Belehrung unterlasst,
entgegen § 7 Abs. 5 die unverzigliche Beseitigung unterlasst,

entgegen & 8 Abs. 1 Abfalle nicht in die dafiir bestimmten Behal-
ter wirft,

entgegen & 8 Abs. 2 Abfdlle oder sonstige Gegenstande abstellt,

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

entgegen & 4 und den an den Platzen angebrachten Benutzungs-
regelungen Kinderspielplatze nutzt,

entgegen & 5 und den an den Platzen angebrachten Benutzungs-
regelungen Bolzpldtze und Spielparks nutzt,

entgegen & 5 a und den am Skatepark angebrachten Benutzungs-
regelungen den Skatepark nutzt,

entgegen § 6 Abs. 1 Kraftfahrzeuge wascht, Reparaturen oder Ol-
wechsel von bzw. an einem Kraftfahrzeug oder anderen motorbe-
triebenen Maschinen vornimmt oder als Verantwortlicher vorneh-
men lasst,

entgegen § 6 Abs. 2 ein Kraftfahrzeug, einen Wohnwagen oder
sonstigen Anhanger aufderhalb eines Zelt- oder sonst hierfur aus-
gewiesenen Platzes als Unterkunft nutzt,

entgegen § 7 Abs. 1 Plakate, Anschlage, Beschriftungen, Bemalun-
gen, Besprihungen und Werbemittel jeder Art anbringt oder an-

bringen lasst,

entgegen §7 Abs. 2 Plakate, Anschldge, Beschriftungen, Bemalun-
gen, Besprihungen und Werbemittel jeder Art anbringt,

entgegen & 7 Abs. 4 die Belehrung unterlasst,
entgegen & 7 Abs. 5 die unverzigliche Beseitigung unterlasst,

entgegen § 8 Abs. 1 Abfalle nicht in die dafiur bestimmten 6ffent-
lichen Abfallkorbe wirft,

entgegen & 8 Abs. 2 Abfdlle oder sonstige Gegenstande abstellt,




25.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

33.

34,

35.

36.

entgegen & 8 Abs. 3 die Abfallsammelbehalter und Abfallsammel-
platze durchsucht, Gegenstande daraus entnimmt oder verstreut,

entgegen § 8 Abs. 4 auBerhalb der vorgeschriebenen Zeiten ein-
fullt,

entgegen § 9 Abs. 1 auf Kinderspielplatzen, Bolzplatzen oder auf
Schulhofen, soweit sie allgemein zuganglich sind, alkoholische
Getranke oder Tabak verzehrt oder anderen Personen zum Ver-

zehr Uberlasst,

entgegen § 9 Abs. 2 lagert oder verweilt zum Zwecke des Kon-
sums von Betdubungsmitteln,

entgegen § 9 Abs. 3 Nr. 1 unbefugt lagert oder verweilt,
entgegen & 9 Abs. 3 Nr. 2 unbefugt nachtigt,

entgegen § 9 Abs. 3 Nr. 3 durch das Suchen korperlicher Nahe
aufdringlich bettelt,

entgegen § 9 Abs. 3 Nr. 4 aggressiv bettelt,

entgegen § 9 Abs. 3 Nr. 5 seine Notdurft verrichtet,

entgegen & 9 Abs. 3 Nr. 6 andere Personen durch den Verzehr von
alkoholischen Getranken, Trunkenheit oder sonstiges Verhalten
gefahrdet,

entgegen & 10 aufderhalb der dafur vorgesehenen Stellen grillt,

entgegen § 10 Abs. 1 offenes Feuer im Freien auRer auf einge-
richteten Grillplatzen und Feuerstellen entziindet und unterhalt,

27.

28.

29.

30.

31.

32.

33,

34.

35.

36.

37.

38.

entgegen & 8 Abs. 3 die Abfallsammelbehalter und Abfallsammel-
platze durchsucht, Gegenstande daraus entnimmt oder verstreut,

entgegen & 8 Abs. 4 an Sonn- und Feiertagen sowie aufRerhalb der
vor Ort angegebenen Einflllzeiten einfillt

entgegen & 9 Abs. 1 auf Kinderspielplatzen, Bolzplatzen, Spiel-
parks und Skateparks oder auf Schulhéfen, soweit sie allgemein
zuganglich sind, alkoholische Getranke oder Tabak verzehrt oder
anderen Personen zum Verzehr uberlasst,

entgegen § 9 Abs. 2 lagert oder verweilt zum Zwecke des Kon-
sums von Betdubungsmitteln,

entgegen § 9 Abs. 3 Nr. 1 unbefugt lagert oder verweilt,
entgegen & 9 Abs. 3 Nr. 2 unbefugt nachtigt,

entgegen § 9 Abs. 3 Nr. 3 durch das Suchen korperlicher Nahe
aufdringlich bettelt,

entgegen § 9 Abs. 3 Nr. 4 aggressiv bettelt,

entgegen § 9 Abs. 3 Nr. 5 seine Notdurft verrichtet,

entgegen & 9 Abs. 3 Nr. 6 andere Personen durch den Verzehr von
alkoholischen Getranken, Trunkenheit oder sonstiges Verhalten
gefahrdet,

entgegen § 10 Abs. 1 in den 6ffentlichen Anlagen gemaf & 1 Abs.
3 grillt oder offenes Feuer entziindet bzw. nicht die daflir vorge-

sehenen Stellen nutzt,

entgegen & 10 Abs. 2 offenes Feuer im Freien aufder auf einge-
richteten Grillplatzen und Feuerstellen entziindet und unterhalt,




2)

3)

37.

38.

39.

40.

41.

42.

43.

44,

45.

wenn es nicht unter standiger Beaufsichtigung volljahriger Perso-
nen steht,

entgegen & 10 Abs. 1 Satz 2 die Feuerstelle verlasst,

entgegen & 10 Abs. 2 stark ruR- und rauchentwickelnde Stoffe
verbrennt oder zum Entziinden des Feuers Benzin , Petroleum o-
der andere leichtentzlindliche oder explosionsgefahrliche Stoffe
oder Flissigkeiten verwendet,

entgegen § 10 Abs. 3 das Feuer nicht zur Nachtzeit loscht,
entgegen § 11 zeltet,

entgegen § 12 Abs. 1 der daflir bestimmten Stellen badet,

entgegen § 12 Abs. 2 zugefrorene Gewasser betritt, wenn sie fir
die Offentlichkeit nicht freigegeben sind,

entgegen & 13 Satz 1 verwilderte Haustauben und Wildtauben
zufuttert oder Futter auslegt oder ausstreut, soweit dieses ubli-

cherweise auch von Tauben aufgenommen wird,

entgegen § 13 Satz 2 flir an oder in stehenden Gewassern le-
bende Wasservogel oder Fische Futter auslegt oder ausstreut,

entgegen § 14 es unterlasst, Anpflanzungen zurickzuschneiden.

Die Ordnungswidrigkeit kann nach & 77 Abs. 2 des Hessischen Geset-

zes Uber die offentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) mit einer
GeldbuRe bis zu 5.000,00 Euro geahndet werden.

Das Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils gultigen

Fassung findet Anwendung.

39.

40.

41.

42.

43,

44,

45.

46.

47.

wenn es nicht unter standiger Beaufsichtigung volljahriger Perso-
nen steht,

entgegen & 10 Abs. 2 Satz 2 die Feuerstelle verlasst,

entgegen & 10 Abs. 3 stark ru®- und rauchentwickelnde Stoffe
verbrennt oder zum Entzlinden des Feuers Benzin, Petroleum oder
andere leichtentzlindliche oder explosionsgefahrliche Stoffe oder
Flissigkeiten verwendet,

entgegen § 10 Abs. 4 das Feuer nicht zur Nachtzeit loscht,
entgegen § 11 im Geltungsbereich der Verordnung zeltet,

entgegen § 12 Abs. 1 der daflir bestimmten Stellen badet,

entgegen § 12 Abs. 2 zugefrorene Gewasser betritt, wenn sie fir
die Offentlichkeit nicht freigegeben sind,

entgegen & 13 Satz 1 verwilderte Haustauben und Wildtauben zu-
futtert oder Futter auslegt oder ausstreut, soweit dieses Ublicher-

weise auch von Tauben aufgenommen wird,

entgegen § 13 Satz 2 flir an oder in stehenden Gewassern le-
bende Wasservogel oder Fische Futter auslegt oder ausstreut,

entgegen § 14 es unterlasst, Anpflanzungen zurickzuschneiden.

Die Ordnungswidrigkeit kann nach & 77 Abs. 2 des Hessischen Geset-
zes Uber die offentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) mit einer
GeldbuRe bis zu 5.000,00 Euro geahndet werden.

Das Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils gultigen
Fassung findet Anwendung.




4) Verwaltungsbehorde im Sinne von & 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Biir-
germeister als ortliche Ordnungsbehdérde.

§16
Anwendungen sonstiger Vorschriften

Die Vorschriften der Strafdenverkehrsordnung, der Hessischen Bauordnung,
des Hessischen Forstgesetzes, des Gesetzes Uber die geordnete Beseiti-
gung von Abfallen sowie des BundesfernstraRengesetzes und des Hessi-
schen Strafiengesetzes, insbesondere hinsichtlich der erlaubnispflichtigen
Inanspruchnahme der 6ffentlichen Stralen Uber den Gemeingebrauch hin-
aus (Sondernutzung), der Satzung der Stadt Rédermark Uber die Reinigung
der offentlichen Strafsen und der Abfallsatzung bleiben unberuhrt.

§17
Inkrafttreten

(1) Diese Gefahrenabwehrverordnung tritt gemaf’ § 6 der Hauptsatzung
mit dem Tag nach der 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft und gilt
30 Jahre, sofern sie nicht zuvor durch Beschluss aufgehoben oder ge-
andert wird.

(2) Gleichzeitig tritt die Gefahrenabwehrverordnung tber das unbefugte
Plakatieren, Beschriften, Bemalen und Bespriihen von &ffentlichen
Flachen an offentlichen Anlagen (R6dermarker Plakatordnung) in der
Fassung vom 02.05.1996 aufier Kraft.

Rodermark, den 24. Mai 2004 Der Magistrat
der Stadt Rodermark

gez. Maurer, Burgermeister

4) Verwaltungsbehorde im Sinne von & 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Bur-
germeister als ortliche Ordnungsbehdrde.

§16
Anwendungen sonstiger Vorschriften

Die Vorschriften der Strafdenverkehrsordnung, der Hessischen Bauordnung,
des Hessischen Forstgesetzes, des Gesetzes Uber die geordnete Beseiti-
gung von Abfallen sowie des BundesfernstrafRengesetzes und des Hessi-
schen Strafiengesetzes, insbesondere hinsichtlich der erlaubnispflichtigen
Inanspruchnahme der o6ffentlichen StraRen Uber den Gemeingebrauch hin-
aus (Sondernutzung), der Satzung der Stadt Rodermark Gber die Reinigung
der offentlichen Strafen und der Abfallsatzung bleiben unberihrt.

8§17
Inkrafttreten

(1) Diese Gefahrenabwehrverordnung tritt gemaf® § 7 der Hauptsatzung
mit dem Tag nach der 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Gefahrenabwehrverordnung in der Fassung vom
24.05.2004 aufier Kraft.

Ausfertigungsvermerk:

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergange-
nen Beschliissen der Stadtverordnetenversammlung ubereinstimmt und
dass die fur die Rechtswirksamkeit maRgebenden Verfahrensvorschriften
eingehalten wurden.

Rodermark, den

Der Magistrat
der Stadt Rodermark

Jorg Rotter, Burgermeister
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Gefahrenabwehrverordnung der Stadt Rodermark

Aufgrund der 88 71, 74 75 Abs. 1 und 77 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes iber die offentliche
Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der Fassung vom 14.01.2005 (GVBL. | 2005, Seite 14) zuletzt
geandert durch Art. 4 des Gesetzes vom 29.06.2023 (GVBL. S. 456, 471) sowie § 9 Abs. 2 Nr. 2 der
Gefahrenabwehrverordnung tber das Halten und Fihren von Hunden (HundeVO) in der Fassung
vom 22.01.2003 (GVBL. | 2003, S. 54) zuletzt geandert durch Verordnung vom 30.11.2022 (GVBL.
S. 686) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rédermark in der Sitzung am

folgende Neufassung der Gefahrenabwehrverordnung beschlossen.

Die Gefahrenabwehrverordnung dient der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Sicherheit und
Ordnung auf und an o6ffentlichen Strafden, 6ffentlichen Anlagen und offentlichen Einrichtungen
im Gebiet der Stadt Rodermark.

§1
Geltungsbereich

(1) Die Gefahrenabwehrverordnung gilt fur alle 6ffentlichen StraRen, 6ffentlichen Anlagen und
offentlichen Einrichtungen im Bereich der Stadt Rodermark.

(2) Offentliche StraRen im Sinne dieser Gefahrenabwehrverordnung sind alle StraRRen, Wege
und Platze, die dem offentlichen Verkehr gewidmet sind, auf denen ein tatsachlicher
offentlicher Verkehr stattfindet oder fur die ein Sondernutzungsrecht der Stadt Rodermark
besteht. Zu den offentlichen StraRen gehoren insbesondere auch Fahrbahnen,
Randstreifen, Haltestellen, Haltebuchten, Flachenbereiche der Wartehauschen,
Fufdgangerunterfihrungen, Durchlasse, Briicken, Tunnel, Parkplatze, Gehwege, Gehflachen,
Radwege, StrafRenbdschungen und Stutzmauern.

(3) Offentliche Anlagen im Sinne dieser Gefahrenabwehrverordnung sind gartnerisch
gestaltete Anlagen oder sonstige Griinanlagen, die der Erholung der Bevolkerung oder der
Gestaltung des Orts- oder Landschaftsbildes dienen und der Offentlichkeit zuganglich sind.
Dazu gehoren

o Stadtische Griin- und Parkanlagen
* Verkehrsgriinanlagen
ferner offentliche Anlagen wie
» Offentlich zugangliche Kinderspielplatze
» Ballspielplatze
» Spielparks
* Bolzplatze
o Skateparks
und sonstige Anlagen unter freiem Himmel.

(4) Offentliche Einrichtungen im Sinne dieser Verordnung sind Fldchen und Gegenstinde, die
dem offentlichen Nutzen dienen, insbesondere Wertstoffbehalter, Papierkorbe,
Abfallsammelbehalter, Containerstellplatze, Verteiler- und Schaltkasten, Verkehrszeichen
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und Verkehrseinrichtungen, Schallschutzwande, Gelander, Banke, Denkmaler, Litfasssaulen,
Baume, Licht- und Leitungsmasten, Wartehduschen, Briefkasten, Telefonzellen sowie
Tlren, Tore, Wande und Mauern von offentlichen Gebauden.

§2
Aufsicht tber Tiere

Hunde sind von Rasenflachen, gartnerisch gestalteten Anlagen oder sonstigen Griinanlagen
und Verkehrsgrinanlagen, Kinderspielplatzen und Bolzplatzen fernzuhalten. Der Halter
oder Fihrer eines Hundes hat daflir Sorge zu tragen, dass dieser seine Notdurft nicht auf
Gehwegen, Grun- und Erholungsanlagen, begehbaren Teilen von offentlichen StraRen,
Platzen und Fahrradwegen verrichtet.

Personen, die Hunde halten oder die tatsachliche Gewalt Uber sie ausliiben haben dafiir zu
sorgen, dass ihre Tiere nicht ohne Aufsicht im Gebiet der Stadt Rodermark umherlaufen.

Hunde sind an der Leine zu fiihren
a) in FuBgangerzonen

b) bei offentlichen Versammlungen, Aufzligen, Volksfesten, Markten, Messen und
sonstigen Veranstaltungen mit Menschenansammlungen sowie Gaststatten

c) in offentlichen Verkehrsmitteln
d) in Park-, Garten- oder Grinanlagen im Sinne von & 1 (3) dieser Verordnung

e) in den definierten Bereichen der Feld- und Flurgemarkung wahrend der Setz- und
Brutzeit vom 01. Marz bis 15. Juni jeden Jahres gemaf’ der Satzung Uber die
Leinenpflicht fur Hunde wahrend der Brut- und Setzzeit.

Die Leine darf in Bezug auf die Festlegung nach Abs. 3 Ziffer a) bis d) nur so lang sein, dass
keine Gefahr von dem Hund ausgehen kann, hochstens jedoch zwei Meter. (siehe & 9 Abs. 1
Satz 3 HundeVO)

Diese Verpflichtungen treffen die Person, die den Hund halt sowie die Person, die Giber den
Hund die tatsachliche Gewalt ausubt.

Die Absatze 1- 3 gelten nicht fir Diensttiere von Behorden, Behindertenbegleithunde,
Blindenfihrhunde und Hunde der Rettungsdienste und des Katastrophenschutzes sowie
Jagd- und Herdengebrauchshunde im Rahmen ihres zweckentsprechenden Einsatzes oder
in der Ausbildung.

Haus- und Stalltiere, die den Verkehr gefahrden kdnnen, sind von der Strafse fernzuhalten.
Sie sind dort nur zugelassen, wenn sie von geeigneten Personen begleitet sind, die
ausreichend auf sie einwirken konnen.

Durch Tiere verursachte Verunreinigungen bzw. die hinterlassen Notdurft auf 6ffentlichen
Strafden und in 6ffentlichen Anlagen sind von den Halterinnen, Haltern oder
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Aufsichtspersonen unverziglich aufzunehmen. Hundekot ist in den bereitstehende
Hundekot-Beutelstationen oder 6ffentlichen Abfallkdrben zu beseitigen. Dies gilt nicht fir
Diensttiere und Blindenhunde beim zweckentsprechenden Einsatz oder in der Ausbildung.

Das Reiten im Wald ist nur auf den daflir vorgesehenen Straf’en und Wegen gestattet.
Reitende haben sich so zu verhalten, dass die Erholung anderer nicht beeintrachtigt wird.

Pferde sind Uber ein Kennzeichen eindeutig erkennbar zu machen. Hierzu gelten die
Regelungen der zweiten Verordnung zur Durchfiihrung des Hessischen Forstgesetzes.

§3
Nutzung o6ffentlicher Anlagen

Pflanzungen dirfen in 6ffentlichen Anlagen nicht betreten werden. Rasenflachen kdnnen
vorubergehend durch Hinweisschilder gesperrt werden.

Rasenflachen, Baume und deren Wurzelbereiche, Pflanzungen, Pflanzenteile, Baulichkeiten,
Springbrunnen, Kinderspielplatze einschliefBlich Ihrer Spielgerate und Spielanlagen,
Ruhebanke, Papierkdrbe sowie sonstige ahnliche Einrichtungen dirfen nicht beschadigt,
entfernt, verunreinigt oder in sonstiger Weise missbrauchlich genutzt werden. Ebenfalls
untersagt ist die Beschadigung, Entfernung und missbrauchliche Nutzung von
Papierkorben, Aschenbecher und ahnlichen Behaltnissen.

Absatz 1 gilt entsprechend, soweit sich die genannten Anlagen und Einrichtungen innerhalb
offentlicher Verkehrsflachen befinden, beispielsweise auch flir Blumenschalen, Pflanzkibel,
Blumenbeete und straRenbegleitende Pflanzungen.

In 6ffentlichen Anlagen dirfen Schaustellungen, gewerbliche Feilbietungen von Waren und
Leistungen aller Art ohne Erlaubnis der Stadt Rodermark nicht durchgefiihrt werden.

In 6ffentlichen Anlagen ist das unbefugte Fahren, Schieben, Parken und Abstellen von
Kraftfahrzeugen sowie Wohnwagen oder sonstigen Anhangern verboten. Dies gilt nicht fur
Einsatzfahrzeuge der Polizei- und Gefahrenabwehrbehdrden, der Feuerwehr und der
Rettungsdienste im dienstlichen Einsatz sowie fiir Fahrzeuge, deren Einsatz der
Unterhaltung der Grinanlagen dienen.

Jedes Verhalten, dass die bestimmungsgemafie Benutzung der Griinanlage und sonstigen
Anlagen gemaf’ 81 Abs. 3 und ihrer Einrichtung beeintrachtigt ist untersagt.

Insbesondere ist verboten,

a. Beete, Pflanzflachen und besonders gekennzeichnete Rasenflachen zu betreten. Auf
Rasenflachen ist Fufiballspielen, soweit andere dadurch gefahrdet werden untersagt.

b. Wild lebende Tiere zu jagen, zu fangen oder zu belastigen.

Einfriedungen oder Absperrungen eigenmdchtig zu verandern oder wegzuraumen.

d. Baume, Brunnen und Denkmaler zu besteigen.

o
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§4
Kinderspielplatze

(1) Die als Kinderspielplatze gekennzeichneten offentlichen Anlagen durfen nur von
8:00 - 20:00 Uhr entsprechend ihrem Zweck genutzt werden. Die an den Platzen
angebrachten Benutzungsregelungen sind zu beachten.

(2) Die auf Kinderspielplatzen aufgestellten Spielgerate dirfen nicht von Personen benutzt
werden, die dlter als 14 Jahre sind. Ausnahmen hiervon sind zulassig, wenn diese Personen
ansonsten daran gehindert sind, ihrer Aufsichts- und Erziehungsfunktion nachzukommen.

(3) Fufball darf nur auf den dazu besonders bestimmten Platzen (Bolzplatze, Ballspielplatze,
Spielparks) gespielt werden.

§5
Bolzplitze, Spielparks

(1) Die als Bolzplatze und Spielparks gekennzeichneten o6ffentlichen Anlagen dirfen nur von
08:00 bis 22:00 Uhr entsprechend ihrem Zweck genutzt werden. Die Nutzung von
Bolzplatzen an Sonn- und Feiertagen ist erst ab 10:00 Uhr erlaubt.

(2) Die an den Platzen angebrachten Benutzungsregelungen sind zu beachten.

(3) Auf den Bolzplatzen ist eine tagliche Mittagsruhe von 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr
einzuhalten.

§5a
Skatepark

(1) Die als Skatepark gekennzeichnete offentliche Anlage darf nur von 08:00 bis 22:00 Uhr
entsprechend seinem Zweck genutzt werden. Die am Skatepark angebrachten
Benutzungsregelungen sind zu beachten.

(2) Die Nutzung des Skatparks ist Kindern und Jugendlichen ab 12 Jahren erlaubt. Kinder
unter 12 Jahren dirfen den Skatepark nur in Begleitung und Anwesenheit einer
erziehungsberechtigten Person nutzen.

(3) Der Skatepark darf ausschlieflich mit Skatboards, sogenannten ,Stuntscootern® und
Inline-Skates benutzt werden.
Die Nutzung und das Befahren der Anlage der z.B. mit Fahrradern, klappbaren Tretrollern,
E-Scootern, Bobbycars, Einkaufswagen und dhnlichen ist untersagt.

§6
Kraftfahrzeuge und Wohnwagen

(1) Das Waschen sowie die Motorwasche von Kraftfahrzeugen, Reparaturen und Olwechsel von
bzw. an Kraftfahrzeugen und anderen motorbetriebenen Maschinen auf 6ffentlichen
Strafden und in 6ffentlichen Anlagen sind verboten. Dieses Verbot gilt auch auf befestigten
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Grundstucksflachen, die unmittelbar an die StraRRe angrenzen und ohne Benzinabscheider
hin entwassert werden.

Ausgenommen davon sind Reparaturarbeiten die wegen plotzlicher Stérung erforderlich
sind.

Kraftfahrzeuge, Wohnwagen und sonstige Anhanger dirfen auRerhalb der hierfiir
ausgewiesenen Platze nicht als Unterkiinfte genutzt werden. Eine einzelne Ubernachtung
als notwendige Ruhepause zum Zwecke der Erhaltung oder der Wiederherstellung der
Verkehrstauglichkeit wird von dem Verbot nicht berihrt.

§7
Plakatieren, Beschriften, Bemalen

Es ist verboten, auf offentlichen Straf3en, in 6ffentlichen Anlagen und auf 6ffentlichen
Flachen und auf § 1 Absatz 4 genannten Einrichtungen Plakate, Anschldge, Beschriftungen,
Bemalungen, Besprihungen und Werbemittel jeder Art auf3erhalb der dafur bestimmten
Einrichtungen (Plakatsdulen, Anschlagtafeln usw.) anzubringen oder anbringen zu lassen.

Das Verbot gilt auch fur Plakate, Anschlage, Beschriftungen, Bemalungen, Bespriihungen
und Werbemittel jeder Art an baulichen Anlagen, Einfriedungen, Bauzaunen, Baumen und
dergleichen, wenn sie von der Strafe oder Anlage eingesehen werden kdnnen, soweit
dieses nicht Ausfluss der tatsachlichen Nutzung des Grundsticks ist.

Die Absatze 1 und 2 finden keine Anwendung auf die dem o6ffentlichen Bauordnungsrecht
unterliegenden Anlagen der Aufienwerbung nach & 13 der Hess. Bauordnung.

Wer Plakate, bei denen eine Plakatierung im Gebiet der Stadt Rédermark nach den
Umstanden zu erwarten ist, anderen Personen Uberlasst, hat vor der Ausgabe diese
Personen Uber das Plakatieren nach Abs. 1 und Abs. 2 zu belehren.

Wer entgegen der Verbote in den Absatzen 1 und 2 Plakate, Anschlage oder Werbemittel
anbringt, wer beschriftet, bemalt, bespriht oder hierzu veranlasst, ist zur unverzuglichen
Beseitigung verpflichtet. Die Beseitigungspflicht trifft in gleichem Mafse auch den
Veranstalter, auf den mit den jeweiligen Plakaten, Anschlagen oder sonstigen
Darstellungen (gemaf? Abs. 1) hingewiesen wird.

Die Stadt Rodermark kann von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 Ausnahmen zulassen,
wenn dies im berechtigten Interesse einzelner oder im o6ffentlichen Interesse geboten ist.
Die Ausnahmen konnen mit Auflagen versehen werden. In der Erlaubnis wird die Zahl der
Plakate festgelegt. Diese sind unten rechts mit Aufklebern zu versehen. Aus diesen muss
der Ablauf der Genehmigungsfrist ersichtlich sein. Fur ortliche Vereine kann ein
vereinfachtes Verfahren angewandt werden. Die erteilte Erlaubnis ist beim Plakatieren
mitzufiihren. Wahlwerbung ist von den Verboten der Abs. 1 und 2 grundsatzlich
ausgenommen. Die Vorschriften der Hessischer Bauordnung und des Hess. StraRengesetzes
bleiben unberuhrt.
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§8
Abfall und Sammelgut

Abfalle, insbesondere Zigarettenkippen und Kaugummireste, sind in die dafir bestimmten
offentlichen Abfallkorbe zu werfen.

Es ist nicht gestattet, Abfalle oder sonstige Gegenstande auf oder neben die
Abfallsammelbehalter zu stellen oder im Bereich der Sammelplatze abzulegen.

Dieses Verbot gilt auch fur Abfallarten, deren hierfir bestimmte Sammelbehalter keine
Aufnahmekapazitat mehr haben.

Abfallsammelbehadlter und Abfallsammelplatze dirfen nicht durchsucht, Gegenstande
daraus entnommen oder verstreut werden. Das gleiche gilt fir Sammelgut (Kleider,
Altkleider, Altpapier, Glaser, Batterien, Schrott, Metalle, Kunststoffe u. a.), soweit sie zum
Abholen bereitgestellt sind. Sperrmill darf nicht verstreut werden.

Das Einfullen in Wertstoffcontainer oder Wertstoffbehalter ist werktags zu den vor Ort
angegebenen Einfullzeiten gestattet.

§9
Gefahrdendes Verhalten

Es ist verboten, auf Kinderspielplatzen, Bolzplatzen, Spielparks und Skateparks oder auf
Schulhofen, soweit sie allgemein zuganglich sind, alkoholische Getranke zu verzehren oder
Tabak zu konsumieren oder anderen zum Verzehr oder zum Konsum zu uberlassen.

Das Lagern oder das dauerhafte Verweilen von Personen im Geltungsbereich dieser
Gefahrenabwehrverordnung in einer fur Dritte beeintrachtigende Art zum Zwecke des
Konsums von Betdubungsmitteln ist verboten. Die Vorschriften des Strafgesetzbuches und
des Betaubungsmittelgesetzes bleiben unberihrt.

Im Geltungsbereich dieser Verordnung ist untersagt:

1. das unbefugte Lagern oder dauerhafte Verweilen,

2. das unbefugte Nachtigen,

3. das die korperliche Nahe suchende oder sonst aufdringliche Betteln,

4. das aggressive Betteln, insbesondere durch nachdriickliches oder hartnackiges
Ansprechen von Personen,

5. das Verrichten der Notdurft,

6. die Gefahrdung anderer Personen durch den Verzehr alkoholischer Getranke,
Trunkenheit oder sonstiges rauschbedingte Verhalten.
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(4) Die Vorschriften des Strafgesetzbuches und des Betdubungsmittelgesetzes bleiben
unberuhrt.

8§10
Grillen und offenes Feuer

(1)  Grillen oder offenes Feuer ist in den 6ffentlichen Anlagen gemafd & 1 Abs. 3 grundsatzlich
verboten. Ausnahmsweise wird Grillen an den dafiir ausgewiesenen und vorgesehenen
Stellen erlaubt.

(2) Soweit im Bundes- oder Landesrecht nichts anderes geregelt ist, darf offenes Feuer im
Freien aufRer auf eingerichteten Grillplatzen und Feuerstellen nur entziindet und
unterhalten werden, wenn es unter standiger Beaufsichtigung volljahriger Personen steht.
Die Feuerstelle darf erst verlassen werden, wenn das Feuer und die Glut restlos geloscht
sind

(3) Stark ruf3- und rauchentwickelnde Stoffe, wie z.B. Dachpappe, Bitumen, Asphalt oder
Gummi dirfen weder alleine noch mit anderen Materialien verbrannt werden. Ferner ist es
verboten, zum Entziinden des Feuers Benzin, Petroleum oder andere leichtentziindliche
oder explosionsgefahrliche Stoffe oder Flussigkeiten zu verwenden.

(4) Das Feuer muss zur Nachtzeit geldscht sein.

8§11
Zelten

Im Geltungsbereich dieser Verordnung ist das Zelten verboten.

8§12
Wasserflachen

(1) Das Baden ist nur an den daflir besonders bestimmten Stellen erlaubt.

(2) Zugefrorene Gewasser diirfen nur betreten werden, wenn sie fiir die Offentlichkeit durch
die Stadt Rodermark freigegeben sind.

§13
Futterungsverbot

Im Gebiet der Stadt Rodermark ist es verboten, verwilderte Haustauben und Wildtauben zu
futtern oder Futter auszulegen oder auszustreuen, soweit dieses ublicherweise auch von Tauben
aufgenommen wird. Ferner ist es verboten fir an oder in stehenden Gewadssern lebende
Wasservogel oder Fische Futter auszulegen oder auszustreuen.
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§14
Gefahrdende Anpflanzungen

Anpflanzungen aller Art auf privaten Grundstlicken dirfen strafenseitig in einer Hohe unter
4,50 Metern Uber Strafde nicht Uber die Grundstlicksgrenze wachsen oder zu einer
Sichtbehinderung auf Verkehrszeichen flhren. Giftige Pflanzen dirfen nicht in 6ffentlichen
StraRRen, offentlichen Anlagen und 6ffentlichen Flachen Uberhangen.

§15
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des & 77 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes Uber die 6ffentliche
Sicherheit und Ordnung handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen & 2 Abs. 1 als Halter oder Begleitperson Hunde nicht von Rasenflachen,
gartnerisch gestalteten Anlagen oder sonstigen Grinanlagen oder
Verkehrsgrinanlagen, Kinderspielplatzen oder Bolzplatzen fernhalt, oder es zulasst,
dass der Hund seine Notdurft auf Gehwegen, Grin- und Erholungsanlagen, begehbaren
Teilen von offentlichen Straften, Radwegen und Platzen verrichtet,

2. entgegen & 2 Abs. 2 einen Hund ohne Aufsicht umherlaufen asst,

3. entgegen & 2 Abs. 3 Ziffer a) bis d) in Verbindung mit§ 2 Abs. 3 Satz 2 Hunde nicht an
der Leine fuhrt.

4. entgegen § 2 Abs. 4 zulasst, dass ein Haus- oder Stalltier den Verkehr gefahrdet,

5.  entgegen & 2 Abs. 5 die durch Hunde verursachte Verunreinigungen bzw. die
hinterlassene Notdurft nicht unverziglich beseitigt.

6. entgegen § 2 Abs. 6 im Wald aufierhalb der entsprechenden StraRen und Wege reitet,

7. entgegen & 3 Abs. 1 Pflanzungen oder gesperrte Rasenfldchen betritt oder die in § 3
Abs.2 genannten Gegenstande beschadigt, entfernt, verunreinigt oder in sonstiger
Weise missbrauchlich nutzt,

8. entgegen & 3 Abs. 3 die innerhalb offentlicher Verkehrsflachen befindlichen Anlagen
und Einrichtungen betritt, beschadigt, entfernt, verunreinigt oder in sonstiger Weise
missbrauchlich nutzt,

9. entgegen & 3 Abs. 4 in Offentlichen Anlagen Schaustellungen gewerbliche
Feilbietungen von Waren und Leistungen aller Art ohne Erlaubnis der Stadt Rodermark
durchfihrt,

10. entgegen § 3 Abs. 5 in 6ffentlichen Anlagen unbefugt Kraftfahrzeuge, Wohnwagen oder
sonstige Anhanger fahrt, schiebt, parkt oder abstellt,



11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.
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entgegen & 3 Abs. 6 das bestimmungsgemafie Benutzen der Grinanlage und sonstigen
Anlagen gemaf’ § 1 Abs. 3 beeintrachtigt,

entgegen & 3 Abs. 6 Buchstabe a) Beete, Pflanzflachen und besonders gekennzeichnete
Rasenflachen betritt oder auf Rasenflachen Fuf3ball spielt soweit andere dadurch
gefahrdet werden,

entgegen & 3 Abs. 6 Buchstabe b) Tiere jagt fangt oder belastigt,

entgegen & 3 Abs. 6 Buchstabe c) Einfriedungen oder Absperrungen eigenmachtig
verandert oder wegraumt,

entgegen § 3 Abs.6 Buchstabe d) Baume, Brunnen und Denkmadler besteigt,

entgegen § 4 und den an den Platzen angebrachten Benutzungsregelungen
Kinderspielplatze nutzt,

entgegen & 5 und den an den Platzen angebrachten Benutzungsregelungen Bolzplatze
und Spielparks nutzt,

entgegen & 5 a und den am Skatepark angebrachten Benutzungsregelungen den
Skatepark nutzt,

entgegen § 6 Abs. 1 Kraftfahrzeuge wascht, Reparaturen oder Olwechsel von bzw. an
einem Kraftfahrzeug oder anderen motorbetriebenen Maschinen vornimmt oder als

Verantwortlicher vornehmen lasst,

entgegen § 6 Abs. 2 ein Kraftfahrzeug, einen Wohnwagen oder sonstigen Anhanger
aufderhalb eines Zelt- oder sonst hierflir ausgewiesenen Platzes als Unterkunft nutzt,

entgegen & 7 Abs. 1 Plakate, Anschlage, Beschriftungen, Bemalungen, Besprihungen
und Werbemittel jeder Art anbringt oder anbringen lasst,

entgegen & 7 Abs. 2 Plakate, Anschlage, Beschriftungen, Bemalungen, Besprihungen
und Werbemittel jeder Art anbringt,

entgegen & 7 Abs. 4 die Belehrung unterldsst,
entgegen § 7 Abs. 5 die unverzigliche Beseitigung unterldsst,

entgegen § 8 Abs. 1 Abfalle nicht in die daflir bestimmten offentlichen Abfallkdrbe
wirft,

entgegen & 8 Abs. 2 Abfalle oder sonstige Gegenstande abstellt,

entgegen & 8 Abs. 3 die Abfallsammelbehalter und Abfallsammelplatze durchsucht,
Gegenstande daraus entnimmt oder verstreut,



28.

29.

30.

31

32.

33.

34.

35.

36.

37.

38.

39.

40.

41.

42.

43.

44,

45.
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entgegen & 8 Abs. 4 an Sonn- und Feiertagen sowie aufRerhalb der vor Ort
angegebenen Einflllzeiten einflllt,

entgegen 89 Abs. 1 auf Kinderspielplatzen, Bolzplatzen, Spielparks und Skatparks oder
auf Schulhofen, soweit sie allgemein zuganglich sind, alkoholische Getranke oder

Tabak verzehrt oder anderen Personen zum Verzehr Uberlasst,

entgegen & 9 Abs. 2 lagert oder verweilt zum Zwecke des Konsums von
Betaubungsmitteln,

entgegen & 9 Abs. 3 Nr. 1 unbefugt lagert oder verweilt,

entgegen & 9 Abs. 3 Nr. 2 unbefugt nachtigt,

entgegen § 9 Abs. 3 Nr. 3 durch das Suchen korperlicher Nahe aufdringlich bettelt,
entgegen & 9 Abs. 3 Nr. 4 aggressiv bettelt,

entgegen & 9 Abs. 3 Nr. 5 seine Notdurft verrichtet,

entgegen & 9 Abs. 3 Nr. 6 andere Personen durch den Verzehr von alkoholischen
Getranken, Trunkenheit oder sonstiges Verhalten gefahrdet,

entgegen & 10 Abs. 1 in den offentlichen Anlagen gemaR & 1 Abs. 3 grillt oder offenes
Feuer entziindet bzw. nicht die dafiir vorgesehenen Stellen nutzt,

entgegen & 10 Abs. 2 offenes Feuer im Freien aufier auf eingerichteten Grillplatzen und
Feuerstellen entziindet und unterhalt, wenn es nicht unter standiger Beaufsichtigung
volljahriger Personen steht,

entgegen § 10 Abs. 2 Satz 2 die Feuerstelle verlasst,

entgegen & 10 Abs. 3 stark ru3- und rauchentwickelnde Stoffe verbrennt oder zum
Entziinden des Feuers Benzin, Petroleum oder andere leichtentziindliche oder
explosionsgefahrliche Stoffe oder Flussigkeiten verwendet,

entgegen & 10 Abs. 4 das Feuer nicht zur Nachtzeit L6scht,

entgegen § 11 im Geltungsbereich der Verordnung zeltet,

entgegen § 12 Abs. 1 der dafir bestimmten Stellen badet,

entgegen § 12 Abs. 2 zugefrorene Gewasser betritt, wenn sie fiir die Offentlichkeit
nicht freigegeben sind,

entgegen & 13 Satz 1 verwilderte Haustauben und Wildtauben zufuttert oder Futter
auslegt oder ausstreut, soweit dieses Ublicherweise auch von Tauben aufgenommen
wird,



Stadt Rodermark 854-12
Seite 11 von
11

46. entgegen & 13 Satz 2 fiur an oder in stehenden Gewassern lebende Wasservogel oder
Fische Futter auslegt oder ausstreut,

47. entgegen § 14 es unterldsst, Anpflanzungen zurtickzuschneiden.

2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach & 77 Abs. 2 des Hessischen Gesetzes (iber die 6ffentliche
Sicherheit und Ordnung (HSOG) mit einer Geldbuf3e bis zu 5.000,00 Euro geahndet werden.

3) Das Gesetz uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils gultigen Fassung findet
Anwendung.

4) Verwaltungsbehorde im Sinne von § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Blirgermeister als ortliche
Ordnungsbehdrde.

§16
Anwendungen sonstiger Vorschriften

Die Vorschriften der Strafenverkehrsordnung, der Hessischen Bauordnung, des Hessischen
Forstgesetzes, des Gesetzes liber die geordnete Beseitigung von Abfadllen sowie des
Bundesfernstrafiengesetzes und des Hessischen StraRengesetzes, insbesondere hinsichtlich der
erlaubnispflichtigen Inanspruchnahme der 6ffentlichen Stralen lber den Gemeingebrauch
hinaus (Sondernutzung), der Satzung der Stadt R6dermark uber die Reinigung der o6ffentlichen
Strafden und der Abfallsatzung bleiben unberuhrt.

8§17
Inkrafttreten

(1) Diese Gefahrenabwehrverordnung tritt gemaf’ § 7 der Hauptsatzung mit dem Tag nach der
offentlichen Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Gefahrenabwehrverordnung in der Fassung vom 24.05.2004 aufder
Kraft.

Ausfertigungsvermerk:

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschliissen der
Stadtverordnetenversammlung dbereinstimmt und dass die flr die Rechtswirksamkeit
maRgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten wurden.

Rédermark, ]DATUM]

Der Magistrat der
Stadt Rodermark

Jorg Rotter
Blrgermeister



Antrag

ZU TAGESORDNUNGSPUNKT NR:

Vorlage-Nr: FDP/0168/24

Freie

Datum: 17.06.2024
Demokraten
Radr:ankni::: FDP Verfasser:  Tobias Kruger, Dr. Rudiger
Werner

Antrag der FDP-Fraktion: Klimaneutraler Kraftstoff (HV0100) fiir die
Fahrzeuge der Stadt Rodermark

Beratungsfolge

Datum Gremium

26.06.2024 Ausschuss fur Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
27.06.2024 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss
11.07.2024 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rodermark
18.09.2024 Ausschuss fir Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
19.09.2024 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss
01.10.2024 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rédermark

Sachverhalt/Begriindung:

Unlangst hat der freie Verkauf des klimaneutralen Kraftstoffes HYO100 fir
Dieselfahrzeuge an Deutschen Tankstellen begonnen 123,

,HVO 100 kann als Alternative zu fossilem Diesel getankt werden. Der Kraftstoff ist
technisch ausgereift, am europdischen Markt verfugbar und kann von modernen
Dieselverbrennern ohne Umrustung genutzt werden.

Der entscheidende Unterschied zu fossilem Diesel ist, dass bei der Produktion von HVO
mehr als 90 Prozent an Treibhausgas-Emissionen (THG-Emissionen) eingespart werden
konnen. Derzeit erreicht HVO bereits eine THG-Einsparung von 87 Prozent. Das ist auf
die Verwertung von biogenen Rest- und Abfallstoffen zurlickzufiihren.*#

Die Betankung von Dieselfahrzeugen mit HYO100 kann sowohl in Reinform als auch
gemischt mit
herkommlichem, fossilem Dieselkraftstoff erfolgen.

Erste Stadte im Kreis Offenbach haben bereits damit begonnen, benutztes Speisefett fur
die Gewinnung von ,Biodiesel” zu sammeln.

1 Jetzt kommt der griine Diesel” - Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 28.04.2024

2 HVO0100: Alles Uiber den neuen Kraftstoff - zdfheute vom 29.05.2024

3 https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/hvo100-kraftstoff-diesel-tanken-100.html
4 https://www.bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/K/fag-zu-hvo-100.html

> ,Aus Resten wird Biodiesel” - Frankfurter Rundschau vom 16.05.2024



https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/hvo100-kraftstoff-diesel-tanken-100.html
https://www.bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/K/faq-zu-hvo-100.html

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Magistrat:

1) Zu prufen und im zustandigen Fachausschuss zu berichten, ob und wenn ja
welche Teile der aktuellen Fahrzeugflotte der Stadt Rodermark (inklusive aller
Gesellschaften sowie der Feuerwehr) den klimafreundlichen Kraftstoff HYO100
heute schon (ganz oder zumindest anteilig) nutzen konnten.

2) Zu erortern und zu berichten, ob ein Umbau des Teils der Fahrzeugflotte der
Stadt Rodermark (inklusive aller Gesellschaften), der heute nicht mit HYO100
betankbar ist, technisch moglich ist, wie hoch die Umbaukosten waren und
welche CO2-Minderungspotenziale im Gegenzug bestehen.

3) Eine stadtweite Markterkundung in Zusammenarbeit mit der stadtischen
Wirtschaftsforderung zu offentlichen Tankmaglichkeiten fur HVO100 im
Stadtgebiet durchzufihren und im Gesprach mit Tankstellenbetreibern zu
erdrtern, ob es bereits Uberlegungen zur Schaffung eines solchen Angebotes gibt
und ob die Zusage der Nutzung durch stadtische Fahrzeuge die Schaffung eines
solchen Angebots in Rodermark tberhaupt ermoglichen und/oder beschleunigen
wurde.

4) Zu prufen, ob es im ndaheren Umkreis von Rédermark (oder auch dartber hinaus)
bereits (private) Anbieter gibt, die gebrauchte Speisefette zu HY0100
weiterverarbeiten und bereit waren, in Rédermark Sammelstellen zu etablieren
oder durch Drittfirmen einrichten lassen, so dass das Sammeln und Abgeben von
gebrauchten Speisefetten durch Privatpersonen (sowie ggfs. Gewerbetreibende)
in Rodermark fiir die Gewinnung von ,Biodiesel” zukiinftig mdglich ist.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:



Antrag

ZU TAGESORDNUNGSPUNKT NR:

Vorlage-Nr: CAL/0203/24

=i CDU
Rodermark Datum: 16.07.2024

/' Verfasser:  Stefan Gerl, Michael Gensert

Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion Andere Liste/Die Griinen:
Priifung der Moglichkeiten fiir Freiflachenphotovoltaik in Rodermark

Beratungsfolge

Datum Gremium

18.09.2024 Ausschuss fiir Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
19.09.2024 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss

01.10.2024 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rédermark

Sachverhalt/Begriindung:

GrofRe Freiflachenphotovoltaikanlagen sind ein Baustein der Energiekonzepte vieler
Kommunen. Kurz- bis mittelfristige CO2-neutrale Versorgung des Sandortes Rodermark
mit regenerativer Energie ist Ziel des Klimaschutzkonzeptes.

Da es sich um die Errichtung einer technischen Anlage im Auf3enbereich handelt, sind
im Vorfeld konkreter Planungen umfangreiche Prifungen fir eine Zulassigkeit einer
solchen Anlage erforderlich.

e Rechtliche Grundlagen

e Regionalplanerische Aspekte

e Landschaftsplanerische Aspekte

e Verkehrsplanerische Aspekte

e Eigentumsrechtliche Rahmenbedingungen

Durch die Errichtung von Freiflachenphotovoltaikanlagen werden erhebliche
Beeintrachtigungen von Umweltbelangen vorbereitet. Es sind Umweltauswirkungen auf
Boden und Flache, Wasser, Luft und Klima, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt,
Landschaft und Erholung sowie Mensch und seine Gesundheit zu erwarten. Durch
entsprechende (Vermeidungs-) MaRnahmen kdnnen diese Auswirkungen weitestgehend
vermieden, verringert oder ausgeglichen werden.




Flachenausgleich:

Flachenneuinanspruchnahmen fir Sonderbauflachen ausschlieBlich fur Solarenergie
wie Freiflachen-Photovoltaikanlagen sind gemaf® der von der Verbandskammer des
Regionalverband FrankfurtRheinMain am 29.04.2015 beschlossenen und durch
Beschlusse vom 11.12.2019 und 14.12.2022 erganzten Richtlinie zum Flachenausgleich
von dem Erfordernis des Flachenausgleichs ausgenommen.

Als Grundlage fur eine spatere planerische Abwagung bendtigen die Stadtverordneten
umfangreiche Informationen.

Es wird auf ein derzeit laufendes Verfahren der Stadt Hanau verwiesen - geplant ist hier
die Errichtung einer ca. 2,2 ha gro3en Photovoltaik-Freiflachenanlage. Es wird
allgemein erwartet, dass dieses Verfahren mit positivem Ergebnis zu Ende gefuhrt
werden kann.

(3. Anderung des Regionalplans Siidhessen/Regionalen Flachennutzungsplans 2010 fir
die Stadt Hanau, Stadtteil Sudost, Gebiet: "PV-Freiflachenanlage am Rodenbacher Weg")

Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird beauftragt zu prufen unter welchen Rahmenbedingungen die
Errichtung einer Photovoltaik-Freiflachenanlagen in Rédermark moglich ware.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:



Antrag

ZU TAGESORDNUNGSPUNKT NR:

Vorlage-Nr: SPD/0256/24

,. Datum:  09.09.2024

Rodermark Verfasser:  Anke Ruger

SPD

Antrag der SPD-Fraktion: Anordnung von Tempo 30

Beratungsfolge

Datum Gremium

18.09.2024 Ausschuss fiir Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
19.09.2024 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss
01.10.2024 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rédermark

Sachverhalt/Begriindung:

Bundestag und Bundesrat haben am 14.06.2024 die Novelle des
StraRenverkehrsgesetzes (StVG) verabschiedet.

§ 6 Verordnungsermachtigungen

(4a) 1 Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 8, 15 Buchstabe b oder c,
Nummer 16 oder 18 kénnen auch erlassen werden zur Verbesserung des Schutzes der
Umwelt, darunter des Klimaschutzes, zum Schutz der Gesundheit oder zur Unterstiitzung der
stdadtebaulichen Entwicklung, soweit sie nicht bereits nach Absatz 4 erlassen werden kénnen.
2 Diese Rechtsverordnungen sollen insbesondere vorsehen, dass Gemeinden bei den nach
Landesrecht fiir die Ausfiihrung der Rechtsverordnungen bestimmten Behdorden den Erlass
von Anordnungen zur Gewdbhrleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, zur
Verbesserung des Schutzes der Umwelt, zum Schutz der Gesundheit oder zur Unterstiitzung
der stddtebaulichen Entwicklung beantragen kénnen.

3 Die nach Satz 1 erlassenen Rechtsverordnungen und auf ihnen beruhenden Anordnungen
muissen neben der Verbesserung des Schutzes der Umwelt, des Schutzes der Gesundheit oder
der Unterstlitzung der stadtebaulichen Entwicklung die Leichtigkeit des Verkehrs
berticksichtigen und dtrfen die Sicherheit des Verkehrs nicht beeintrdchtigen.

Die Novelle des StrafRenverkehrsgesetzes raumt den Kommunen deutlich mehr
Spielraum zur Anordnung von Tempo 30 ein.

Wir beantragen daher:



Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird beauftragt zu prufen, ob angesichts der neuen Rechtslage auf
nachstehenden Straf’en Tempo 30 angeordnet werden kann:

Rodaustraf’e, Ober Rodener Strafse, Konrad-Adenauer-Str, Traminer StraRe
Mainzer Strafie, Nieder-Roder-StraRe, Frankfurter Strafie

Hauptstrafse.

Das Prufungsergebnis soll im Marz 2025 vorliegen.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:



Antrag

ZU TAGESORDNUNGSPUNKT NR:

Vorlage-Nr: FWR/0258/24

\\ / Datum: 09.09.2024

“FW

FREIE WAHLER

Verfasser:  Bjorn Beicken

Antrag der Fraktion Freie Wahler Rodermark: Einrichtung "Runder Tisch -
Griine Mitte"

Beratungsfolge

Datum Gremium

18.09.2024 Ausschuss fiir Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
19.09.2024 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss
01.10.2024 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rédermark

Sachverhalt/Begriindung:

Mit der Verabschiedung der Satzung des Doppelhaushalts 2024/25 wurden auch die
Plane fur einen Neubau des JUZ am Badehaus sowie die dazugehorige Aufwertung des
Areals zu einem Freizeitgelande vorerst ad acta gelegt. Mit der Neugestaltung des Parks
am Entenweiher sind anderorts aber bereits Plane fur eine Umgestaltung von
Rodermarks Freizeit- und Naherholungskonzept in der konkreten Realisationsphase. Da
der Entenweiher den Beginn eines ,Griinglirtels®, der im weiteren Verlauf tiber das
Badehaus in Urberach und entlang des Oberwiesenwegs bis nach Ober-Roden reicht,
darstellt, sollten die nachfolgenden Planungen und Konzepte zur Aufwertung der
,Griinen Mitte“ ab dem Badehaus in einem Dialogverfahren erértert werden, das alle
Interessensgruppen abbildet. Mit dem Erwerb des Grundstuckes der ,Kinder- und
Jugendfarm® am Oberwiesenweg durch die Stadt Rodermark wurde zudem ein weiterer
Baustein fur eine Gesamtkonzeption hinzugewonnen, dessen weitere Verwendung nach
unserer Kenntnis noch keiner weiteren Planung unterzogen wurde.

Die FWR setzen sich seit Jahren fiir eine Gesamtkonzeption eines ,Stadtparks” ein, der
zentrale Orte der ,Griinen Mitte® zu einem altersunabhangigen Freizeit- und
Naherholungsgebiet zusammenfassen soll. Hierbei sollen sowohl 6kologische als auch
soziale Aspekte in Einklang gebracht werden. Anzustreben ist hierbei eine stimmige
Symbiose zwischen Freizeit- und Sportaktivitaten (z.B. Calisthenics-Park),
gastronomischen Angeboten und grofizugigen Grunflachen und Naturraumen.

Da maoglichst alle Bevolkerungs- und Interessensgruppen in die Frihphase der Planung
und Konzeptionalisierung eingebunden werden sollen, schlagen die FWR die
Einrichtung eines Dialogforums (,Runder Tisch®) vor, dem Vertreter samtlicher



Interessensgruppen (Jugend, Senioren, Vereine, Gewerbe, Politik, Verwaltung,...)
angehoren sollen.

Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird beauftragt, einen ,Runden Tisch Griine Mitte/Stadtpark”
einzuberufen und dazu Vertreter aller sozialen, politischen und wirtschaftlichen
Interessensgruppen einzuladen. Dieses Forum soll erstmalig so fruh wie maglich,
spatestens jedoch im 1. Quartal 2025 einberufen werden.

Uber die Ergebnisse des Runden Tisches ist im zustdndigen Ausschuss regelméafig
Bericht zu erstatten.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:



Antrag

ZU TAGESORDNUNGSPUNKT NR:

Vorlage-Nr: FWR/0259/24

\\ / Datum: 09.09.2024

“FW

FREIE WAHLER

Verfasser:  Bjorn Beicken

Antrag der Fraktion Freie Wihler Rédermark: Anderung Richtlinien
Forderung von Mini-PV Anlagen ("Balkonkraftwerke")

Beratungsfolge

Datum Gremium

18.09.2024 Ausschuss fiir Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
19.09.2024 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss
01.10.2024 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rédermark

Sachverhalt/Begriindung:

Nach den aktuellen Richtlinien! zur Férderung von Mini-PV Anlagen wird bei positivem
Forderbescheid die Installation eines ,Balkonkraftwerks” mit einer Pauschalsumme von
200€ gefordert.

Die Summe orientierte sich an der damaligen Marktlage, bei der der durchschnittliche
Anschaffungspreis deutlich uber dem heutigen Marktangebot lag. So sind mittlerweile
Mini-PV Module mit einer Nennleistung von 800 Watt fir bereits ca. 300€ zu erwerben.
Bei einer Fordersumme von 200€ entsprache dies einer Forderquote von 66%.

Um die Forderquote aber der aktuellen Marktsituation und auch zukunftigen
Preisschwankungen anzupassen, sollte die Bemessung der maximalen Fordersumme
neben einem Pauschalbetrag auch eine prozentuale Deckelung beinhalten. Diese sollte
nach Auffassung der FWR 20% betragen.

Beschlussvorschlag:

Der Magistrat wird beauftragt, Punkt 4.1 der ,Richtlinien der Stadt R6dermark zur
Installation einer Mini-PV Anlage/Balkonmodul” wie folgt zu dndern:

1
https://roedermark.de/fileadmin/Roedermark/FB6/Klimaschutz/Dateien Klimaschutz/240508 Richtlinien

zum_PV-Forderprogramm_der_Stadt Rédermark_stand_07.05.24.pdf



https://roedermark.de/fileadmin/Roedermark/FB6/Klimaschutz/Dateien_Klimaschutz/240508_Richtlinien_zum_PV-F%C3%B6rderprogramm_der_Stadt_R%C3%B6dermark_stand_07.05.24.pdf
https://roedermark.de/fileadmin/Roedermark/FB6/Klimaschutz/Dateien_Klimaschutz/240508_Richtlinien_zum_PV-F%C3%B6rderprogramm_der_Stadt_R%C3%B6dermark_stand_07.05.24.pdf

Die Forderhohe betragt pro Haushalt einmalig 20% vom Nettoanschaffungspreis, jedoch
maximal 200€ fiir die Anschaffung einer Mini-PV-Anlage/ eines Balkonmoduls, welches eine
Einspeiseleistung von 300 bis 800 Watt hat. Diese Vorgabe wird erflillt, wenn entweder das
Solarmodul eine Wirkleistung von maximal 800 Watt hat (bzw. auf diese Leistung gedrosselt
wird) oder wenn die maximale Wechselrichterleistung 800 VA gemdjf3 Herstellerangaben
betrdgt.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:



Antrag

ZU TAGESORDNUNGSPUNKT NR:

Vorlage-Nr: FDP/0261/24

Frele
Demokraten

raktion . i i
B8 o FDP Verfasser:  Tobias Kruger/Sebastian
Donners

Datum: 09.09.2024

Antrag der FDP-Fraktion: Sicherstellung der Barrierefreiheit (Aufzug) am
Bahnhof Ober-Roden

Beratungsfolge

Datum Gremium

18.09.2024 Ausschuss fir Bau, Umwelt, Stadtentwicklung und Energie
19.09.2024 Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss

01.10.2024 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rédermark

Sachverhalt/Begriindung:

Ein kaputter/defekter Aufzug am Bahnhof in Ober-Roden sorgt seit viel zu langer Zeit
fiir ganz offensichtliche Probleme? hinsichtlich der Barrierefreiheit fiir die
Bahnreisenden. Zwischenzeitlich gab es wohl Unklarheiten beziehungsweise ein
Gerangel hinsichtlich der Zustandigkeit fur die dringend notige Aufzug-Reparatur am
Bahnhof in Ober-Roden zwischen der Deutschen Bahn AG und der Stadt R6dermark?.

1 Hochst miihevoller Abgang” - Offenbach Post vom 28.06.2024
2 Kaputter Aufzug sorgt fiir Unmut® - Offenbach Post vom 15.08.2024



Beschlussvorschlag:

Der Magistrat der Stadt Rodermark wird beauftragt:

1) Unverzuglich die Deutsche Bahn AG (gegebenenfalls unter Fristsetzung) formlich
dazu aufzufordern, den defekten Aufzug am Bahnhof in Ober-Roden im besten
Sinne des eigenen Bahn-Konzepts: ,Barrierefreies Reisen — Reisen fiir alle®”
schnellstmoglich zu reparieren oder zu erneuern.

2) Zu berichten, welche Schritte die Stadt R6dermark in dieser Sache bisher mit
welchem Ergebnis unternommen hat und wieso es augenscheinlich eine
(temporare?) Unklarheit betreffend die Zustandigkeit fur die Reparatur des
defekten Aufzugs am Bahnhof in Ober-Roden gab.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:
Ablehnung:
Enthaltung:

3 https://www.deutschebahn.com/de/presse/suche Medienpakete/medienpaket barrierefrei-6854198



https://www.deutschebahn.com/de/presse/suche_Medienpakete/medienpaket_barrierefrei-6854198

	Kopie
	An die
	Einladung

	Ö Top 3 VO/0242/24
	Ö Top 3 VO/0242/24 Anlage 01 'Anlage_01_A31.1_Zeitschiene_Stand_240903'
	Ö Top 3 VO/0242/24 Anlage 02 'Anlage_02_A31.1_Vorvertrag_DV_191217'
	Ö Top 4 VO/0241/24
	Ö Top 4 VO/0241/24 Anlage 01 'Anlage_01_Raumprogramm_240822'
	Ö Top 4 VO/0241/24 Anlage 02 'Anlage_02_Baufeld_Alte_Wache_240821'
	Ö Top 5 VO/0239/24
	Ö Top 5 VO/0239/24 Anlage 01 'Anlage_01_Entwurf_Zisternensatzung_Synopse'
	Ö Top 5 VO/0239/24 Anlage 02 'Anlage_02_Entwurf_Änderungssatzung'
	Ö Top 6 FDP/0126/24
	Ö Top 7 VO/0250/24
	Ö Top 7 VO/0250/24 Anlage 01 '2024-09-05-Synopse'
	Ö Top 7 VO/0250/24 Anlage 02 '2024-09-05-Entwurf-Satzung'
	Ö Top 8 FDP/0168/24
	Ö Top 9 CAL/0203/24
	Ö Top 10 SPD/0256/24
	Ö Top 11 FWR/0258/24
	Ö Top 12 FWR/0259/24
	Ö Top 13 FDP/0261/24

